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2024 nicht Realität wird. Das Kollegium des Landeskirchenamts hatte eine Klausurtagung mit diesem Schwer-

punkt. 

Weil für die Landeskirche mittlerweile die allgemeinen Regeln gelten, kommt jetzt noch die formale Frage der 

Genehmigungsfähigkeit des Haushalts obendrauf, genauso wie die für Kirchenkreise und Kirchengemeinden. 

Das wird für uns im Ausschuss dankenswerterweise die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle und der landes-

kirchliche Rechnungsprüfungsausschuss beschreiben. Wir werden deshalb eine Zeit lang zur Abarbeitung der 

rechtlichen Vorgaben benötigen und eine Haushaltssperre fahren müssen.  

Und in Folge ist beschlossen worden, für den landeskirchlichen Haushalt ein Haushaltssicherungskonzept zu er-

arbeiten und der Landessynode im Mai 2024 vorzulegen. Bitte planen Sie deshalb schon jetzt für den Mai tat-

sächlich zwei Tage Sitzung ein, also schon am Anreisefreitag und eben am Samstag. Eine Haushaltssicherung mit 

harten Einschnitten muss entsprechend hier diskutiert werden. 

3. Teil: Drei Einzelthemen und ein Schmankerl: Pfarrbesoldungspauschale, IT-Landschaft und Kirchliche Im-

mobilien sowie das Clearing 2019 

1. Steigerung der Besoldung und der Pfarrbesoldungspauschale

Die Pfarrbesoldungspauschale steigt und steigt so wie die Besoldung insgesamt. Nur die Kosten der Beihilfe der 

immer größer werdenden Gruppe der Ruhestandsbezieher werden wir hier haushalterisch herausnehmen kön-

nen. Wie gut, dass wir direkt ab dem Beschluss 2019 für die Durchstufung im Jahr 2025 angespart haben. Wir 

könnten das in der heutigen Lage auf allen drei Ebenen nicht stemmen. 

Wir werden aber nach dieser Tarifrunde die Besoldungs- und Versorgungserhöhungen durchrechnen müssen 

und je nach Lage der Dinge, siehe oben, möglicherweise eine Verzögerung des Nachvollzugs beschließen müs-

sen. Dies ändert aber nichts an der grundsätzlichen Orientierung am Land NRW, die uns in Westfalen ein wich-

tiges Anliegen ist. 

2. Die IT-Landschaft der EKvW

Das planmäßig hier anstehende Thema der ebenso drängenden und anstrengenden Neuausrichtung unserer IT-

Landschaft war bereits Gegenstand einer synodalen Informationsveranstaltung am 15.11. und wird auch im Ta-

gungs-Finanzausschuss behandelt werden.  Digitalisierung kostet viel Geld und wir wollten mit einem Gutachten 

wissen, ob wir auf dem richtigen Weg unterwegs sind. Ich denke, wir alle erinnern uns insoweit noch an das 

Plenum der letzten Synode im Mai. 

Wir haben nun klare Expertise erhalten und ich danke ausdrücklich coram publico der kleinen Steuerungsgruppe 

mit großer Fachexpertise, mit derer ich viel lernen konnte über IT und über das Leben mit den Namen: Winke-

mann, Müller, Brand und Bublies. 

Die Ergebnisse sind klar und eindeutig und auch die werden etwas kosten. Es ist nun mal, wie es in Abwandlung 

eines Kalauers zum Thema Kuchen festgehalten werden kann: Keine IT ist auch keine Lösung. 





















Berichterstattung 

Synodaler Dr. Gryczan 

Hohe Synode, liebe Schwestern und Brüder, 

im Februar dieses Jahres hat die Kirchenleitung den Ständigen Nominierungsausschuss unserer Landeskirche 

darauf hingewiesen, dass die Amtszeit des amtierenden juristischen Vizepräsidenten, Dr. Arne Kupke, turnusge-

mäß mit dem 30. April 2024 endet, und dass deshalb auf der Tagung der Landessynode am 24./25. November 

2023 die Wahl einer juristischen Vizepräsidentin bzw. eines juristischen Vizepräsidenten ansteht. Gleichzeitig 

wurde der Ständige Nominierungsausschuss gebeten, diese Wahl vorzubereiten.  

In seiner Sitzung bereits wenige Tage später begann der Ständige Nominierungsausschuss sogleich, sich mit die-

sem Auftrag zu beschäftigen. Es wurden Verfahrenswege und Verfahrensschritte zur Vorbereitung dieser Wahl 

überlegt. Schließlich wurde beschlossen, zunächst Kontakt mit dem amtierenden juristischen Vizepräsidenten 

aufzunehmen und ihn zu fragen, ob er sich grundsätzlich eine erneute Kandidatur vorstellen könne.  

Nachdem Dr. Arne Kupke die entsprechende Anfrage positiv beantwortet hatte, wurde er vom Ständigen Nomi-

nierungsausschuss zu einem Vorstellungsgespräch am 16. Mai 2023 eingeladen. In dieser Sitzung erfolgte unter 

anderem ein sehr ausführlicher, kritischer und ins Detail gehender Rückblick auf die bisherige Amtszeit des ju-

ristischen Vizepräsidenten. Außerdem wurde er intensiv nach seinem möglichen Beitrag zur Gestaltung unserer 

Kirche in der Zukunft befragt. Noch an demselben Tag wertete der Ständige Nominierungsausschuss die Vorstel-

lung von Dr. Kupke und auch das anschließende Gespräch gründlich aus. Am Ende der intensiven Beratungen 

kamen die Ausschussmitglieder zu dem Ergebnis, der Landessynode Herrn Dr. Arne Kupke zur Wiederwahl als 

juristischen Vizepräsidenten vorzuschlagen. 

Nach der gleich folgenden Vorstellungsrede beantrage ich die Überweisung der Vorlage 7.1. in den Tagungs-

Nominierungsausschuss. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, 

Dank 

Der Vorsitzende dankt dem Synodalen Dr. Gryczan für seinen Bericht. 

Der Vorsitzende bittet um die Vorstellungsrede des Synodalen Dr. Kupke 

Herr Vizepräsident, hohe Synode, liebe Schwestern und Brüder, 

zuerst eine Rede vor der Rede aus gegebenem Anlass: die Erschütterungen im Zuge der EKD-Synode in Ulm und 

der Rücktritt unserer Präses am vergangenen Montag.  
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Sollten Sie persönlich nicht über ein entsprechendes Endgerät verfügen, bieten wir an, Ihnen 
während der Landessynode ein Leihgerät zur Verfügung zu stellen.  
Bitte melden Sie sich in diesem Fall umgehend (bis zum 07.11.2023) über: 

landessynode@ekvw.de oder 0521/ 594-202. 

4. Zentrales Werkzeug für die Synodenarbeit ist bei dieser Tagung die Plattform OpenSlides.
Diese ermöglicht eine komfortable und übersichtliche Tagungsarbeit. Alle Teilnehmenden haben
jederzeit die aktuellen Tagesordnungspunkte einschließlich der dazu gehörenden Dokumente im
Blick, können sich in Redelisten eintragen, Anträge stellen, Abstimmungen und Wahlen vorneh-
men, miteinander chatten u. a. m.

5. Um Sie auf die Arbeit mit OpenSlides vorzubereiten, werden wir am

Donnerstag, den 23.11.2023 um 18:00 Uhr 
eine Online-Schulung anbieten. Dazu werden Sie rechtzeitig vorher per E-Mail einen entspre-
chenden Zoom-Link erhalten. Die Schulung wird voraussichtlich nicht länger als 30-45 Minuten 
dauern. Wir bitten Sie herzlich, wenn irgend möglich Ihre Teilnahme zu gewährleisten.  
Ergänzend zur Online-Schulung erhalten Sie ein Schulungsvideo, das Ihnen die wesentlichen 
Funktionen von OpenSlides nahebringen wird, so dass Sie mit Ihren Zugangsdaten anschließend 
manches selbst testen können.  

6. Sämtliche Synodenunterlagen werden über OpenSlides zum Lesen oder zum Download zur Ver-
fügung gestellt. Eine Einstellung der Unterlagen in unsere bisherige KiWi-Gruppe wird nicht er-
folgen.

7. Sofern Sie die Möglichkeiten der digitalen Synodenarbeit nicht nutzen wollen, besteht die Mög-
lichkeit, die Synodenunterlagen in Papierform zu erhalten. Für diesen Fall bitten wir Sie um eine
kurze Mitteilung an landessynode@ekvw.de.
Wir weisen darauf hin, dass die Teilnahme an der Synode bei Nicht-Nutzung der digitalen Instru-
mente für Sie schwieriger ist.

Alle weiteren Informationen und Vorlagen werden Ihnen spätestens mit dem zweiten Versand am 

10. November 2023
zugehen. 

Mit geschwisterlichen Grüßen 
Ihre 

Dr. h. c. Annette Kurschus 

Zoom-Meeting zur OpenSlides-Schulung beitreten 
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MITGLIEDER 

der 7. (ordentlichen) Tagung der 19. Westfälischen Landessynode 

vom 24.11. bis 25.11.2023 

Stand: 
24.11.2023 

 

 

 

A Kirchenleitung gem. Art. 123 (2) KO 

001 N.N. 

002 Schlüter, Ulf, Theol. Vizepräsident, Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld  

003 Kupke, Dr. Arne, Jur. Vizepräsident, Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld 

004 Conring, Dr. Hans-Tjabert, Oberkirchenrat, Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld 

005 Göckenjan-Wessel, Katrin, Oberkirchenrätin, Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld 

006 Tomischat, Jan, Auszubildender, Monstadtstraße 16, 44866 Bochum 

007 Beer, Sigrid, Dipl.-Pädagogin, An der Dicken Linde 30, 33106 Paderborn 

008 N.N. 

009 Winkemann, Peter, Geschäftsführer, Prinzstraße 1, 58840 Plettenberg 

010 Ennuschat, Prof. Dr. Jörg, Kranenbergstraße 78, 58452 Witten 

011 Gellesch, Dirk, Oberstudiendirektor, Kaulbachweg 9, 58452 Witten 

012 Hagmann, Dr. Gerald, Superintendent, Westring 26a, 44787 Bochum 

013 Jähnichen, Prof. Dr. Traugott, Ev.-Theol. Fakultät RUB, Universitätsstraße 150, 44780 Bochum 

014 Salomo, Annette, Dipl. Sozialarbeiterin, Feldmark 12a, 49504 Lotte 

015 Vokkert, Merle, Pfarrerin, Reinhard-Freericks-Straße 19, 45721 Haltern am See 

 

 

 

B Kirchenkreise 

Gestaltungsraum I 

1 KK Münster 

016 Erdmann, Holger, Superintendent, An der Apostelkirche 1-3, 48143 Münster 

017 Borries, Jan-Christoph, Pfarrer, (VERHINDERT) 

017 Stoll-Großhans, Barbara, Pfarrerin 

018 Müller, Martin, Klassik-Künsterlagent 

019 Stober, Barbara, Pensionärin 

020 Tyrell, Corinna, Biobäuerin, (VERHINDERT) 

020 Trubel, Olaf, Industriekaufmann 
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2 KK Steinfurt -Coesfeld-Borken 

021 Falcke, Susanne-Ester, Superintendentin, Bohlenstiege 34, 48565 Steinfurt 

022 Becker, Alexander, Verkaufsleiter 

023 Wedding, Andreas 

024 Flachsland, Thomas, Dipl.-Soz.-Päd., (VERHINDERT) 

025 Marker, Hans-Peter, Pfarrer 

 

3 KK Tecklenburg 

026 Ost, André, Superintendent, Sonnenwinkel 1, 49545 Tecklenburg 

027 Beernink, Volker, Rechtsanwalt 

028 Thiel, Björn, Pfarrer 

029 Tüpker, Niklas, IT Business Manager 

 

 

Gestaltungsraum II 

4 KK Dortmund 

030 Proske, Heike, Superintendentin, Jägerstraße 5, 44145 Dortmund 

031 Bieniek, Sabine, Ökotrophologin 

032 Hoppe, Heike, Hauswirtschaftslehrerin 

033 Friedrich, Dorothe, Kosmetikerin 

034 Müller, Thomas, Dipl.-Wirtschaftsinformatiker 

035 Münz, Hendrik, Pfarrer 

036 Schiffner, Dr. Kerstin, Pfarrerin 

037 Schulte, Anke, Sonderschulkonrektorin, (VERHINDERT) 

037 Salamon, Jürgen 

038 Weber, Dr. Günther, Naturwissenschaftler 

 

 

Gestaltungsraum III 

5 KK Iserlohn 

039 Espelöer, Martina, Superintendentin, Piepenstockstraße 21, 58636 Iserlohn  

040 Brucke, Heidrun, Kindergartenleiterin 

041 Esch, Dr. Tabea, Pfarrerin 

042 Bienefeld, Marie, Studentin, (VERHINDERT) 

043 Schulte, Angela, Hausfrau 
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6 KK Lüdenscheid-Plettenberg 

044 Grote, Dr. Christof, Superintendent, Hohfuhrstraße 34, 58509 Lüdenscheid (VERHINDERT) 

044 Pogorzelski, Martin, Pfarrer 

045 Bartsch, Karl-Heinz, Polizeihauptkommissar i. R. 

046 Däumer, Britta, Gemeindepädagogin 

047 Dröpper, Wolfgang, Studiendirektor i. E. 

048 Schultz, Sebastian, Pfarrer, (VERHINDERT) 

048 Brühl, Uwe, Pfarrer 

 

 

Gestaltungsraum IV 

7 KK Hagen 

049 Waskönig, Henning, Superintendent, 

050 Doehring, Andrea, Geschäftsführung Kindergartengemeinschaft 

051 Grebe, Almut, Juristin 

052 Hayungs, Frauke, Pfarrerin 

 

8 KK Hattingen-Witten 

053 Holtz, Julia, Superintendentin, Pferdebachstraße 39a 26, 58455 Witten 

054 Fornefeld, Dustin, Diakon 

055 Wendel, Dr. Ute, Pfarrerin, (VERHINDERT) 

056 Wentzel, Dr. Klaus, Rechtsanwalt & Notar a.D. 

 

9 KK Schwelm 

057 Schulte, Andreas, Superintendent, Potthoffstraße 40, 58332 Schwelm 

058 Standke, Alida 

059 Hasenberg, Uwe, Pfarrer,  

060 Seckelmann, Dr. Astrid, Dipl.-Geographin 

 

 

Gestaltungsraum V 

10 KK Hamm 

061 Goldbeck, Kerstin, Superintendentin, Martin-Luther-Str. 27b 59065 Hamm 

062 Klause, Susanne, Verwaltungsfachangestellte 

063 Öhlmann, Rolf, Soz.-Dipl.-Pädagoge 
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064 Wlochinski, Thomas, Elektroingenieur 

065 Zierke, Joachim, Pfarrer 

 

11 KK Unna 

066 Schneider, Dr. Karsten, Superintendent, Mozartstraße 18-20, 59423 Unna 

067 Müller, Jochen, Pfarrer 

068 Hoffmann, Annegret, Dipl. Kauffrau 

069 Großpietsch, Rosemarie, Rentnerin 

 

 

Gestaltungsraum VI 

12 KK Soest-Arnsberg 

070 Schilling, Dr. Manuel, Superintendent, Puppenstraße 3-5, 59494 Soest 

071 Frieling, Ralph, Pfarrer, (VERHINDERT) 

071 Kathrin Koppe-Bäumer, Pfarrerin 

072 Riddermann, Sabine, Diakonin / Dipl. Soz.Arb. 

073 Schumacher, Stefanie, Dipl.-Verwaltungswirtin 

074 Sommerfeld, Albert, Rechtsanwalt & Notar (VERHINDERT) 

074 Lammers, Martin 

 

 

Gestaltungsraum VII 

13 KK Bielefeld 

075 Bald, Christian, Superintendent, Markgrafenstraße 7, 33602 Bielefeld 

076 Berger, Luisa 

077 Metzler, Dr. Luise, Theologin (VERHINDERT) 

077 Lüder, Jörg, Sieboldstraße 15, 33611 Bielefeld 

078 Ruwe, Dr. Wolfgang, Rechtsanwalt & Notar 

079 Stöcker, Susanne, Pfarrerin 

 

14 KK Gütersloh 

080 Schneider, Frank, Superintendent, Moltkestraße 10, 33330 Gütersloh 

081 Fricke, Dietrich, Pfarrer 

082 Meyer-Stork, Elisabeth, Selbstständige (VERHINDERT) 

082 Besserdich, Sven, Richter 

083 Reichert, Friedhelm, Studiendirektor i.R. 
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084 Wachter, Martin, Schulleiter 

 

15 KK Halle 

085 Heinrich, Dr. André, Superintendent, Martin-Luther-Straße 11, 33790 Halle 

086 Eulenstein, Jörg, Pfarrer 

087 Froböse, Sabine, Hausfrau 

088 Heining, Heinrich, Rentner 

 

16 KK Paderborn 

089 Neuhoff, Volker, Superintendent, Klingenderstraße 13, 33100 Paderborn 

090 Appelt, Dirk, Rechtsanwalt 

091 Bornefeld, Susanne, Lehrerin 

092 Dzieran, Wolfgang, Selbstständiger 

093 Richter, Ulrich, Pfarrer 

 

 

Gestaltungsraum VIII 

17 KK Herford 

094 Reinmuth, Dr. Olaf, Superintendent, Schmiedestraße 2, 32051 Herford 

095 Elberg, Ruth, Oberstudienrätin i. R. 

096 Ennen, Jürgen, Leitung Amt für Jugendarbeit im KK 

097 Spanhofer, Dr. Kai-Uwe, Pfarrer 

098 Störmer, Susanne, Industriekauffrau 

 

18 KK Lübbecke 

099 Gryczan, Dr. Uwe, Superintendent, Geistwall 32a, 32312 Lübbecke 

100 Blöbaum, Eyke, Verwaltungsbeamter a. D. 

101 Hasse, Dorothea, Lehrerin 

102 Laabs, Bernhard, Pfarrer 

 

19 KK Minden 

103 Mertins, Michael, Superintendent, Rosentalstraße 6, 32423 Minden 

104 Brandt, Ernst-Friedrich, Studiendirektor i. R. 

105 Franke, Doris, Verwaltungsangestellte i. R. 

106 Speller, Bernhard, Pfarrer 
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20 KK Vlotho 

107 Goudefroy, Dorothea, Superintendentin, Lennèstraße 3, 32545 Bad Oeynhausen 

108 Kemper, Christiane, Kauffrau 

109 Schwartze, Helmut, Sparkassenbetriebswirt i. R. 

110 Wefers, Renate, Pfarrerin 

 

 

Gestaltungsraum IX 

21 KK Bochum 

111 Klöpper, Diana, Pfarrerin, Amtsstraße 4, 44809 Bochum 

112 Berghoff, Helga, Bankangestellte i. R. 

113 Blauth, Rainer, Gemeindepädagoge/Diakon 

114 Frielinghaus, Ulrike, Rentnerin 

115 Schulze, Michael, Pfarrer 

 

22 KK Gelsenkirchen und Wattenscheid 

116 Montanus, Heiner, Superintendent, Pastoratstraße 10, 45879 Gelsenkirchen 

117 Berghane, Sabine, Schilder- u. Lichtreklameherstellerin 

118 Iwanczik, Stefan, Pfarrer (VERHINDERT) 

118 Sowa, Kirsten, Pfarrerin 

119 Lorenz, Heike, Diakonin/Sozialarbeiterin 

120 Amberge, Maike (VERHINDERT) 

 

23 KK Herne 

121 Reifenberger, Claudia, Superintendentin 

122 Trockel, Michael, Pfarrer 

123 Nießen, Thomas, Controller 

124 Spitzer, Ingo, Lehrer 

 

 

Gestaltungsraum X 

24 KK Gladbeck-Bottrop-Dorsten 

125 Riesenberg, Steffen, Superintendent, Humboldtstraße 15, 45964 Gladbeck 

126 Hoffmann, Michael, Pfarrer 

127 Struck, Reiner, Beamter (VERHINDERT) 

128 Telöken, Gabriele, Bürokauffrau (VERHINDERT) 
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128 Winkel, Gudrun (VERHINDERT) 

 

25 KK Recklinghausen 

129 Karpenstein, Saskia, Superintendentin, Limperstraße 15, 45657 Recklinghausen 

130 Klippel, Hannelore, Chemo-Technikerin i. R. 

131 Preuß, Dr. Ulrike, Chemikerin 

132 Kirschkowski, Daniela, Pfarrerin 

133 Waschhof, Heinz-Joachim, Sozialpädagoge 

 

 

Gestaltungsraum XI 

26 KK Siegen-Wittgenstein 

134 Stuberg, Peter-Thomas, Superintendent (VERHINDERT) 

135 Bernshausen, Ulrich, Verwaltungsangestellter 

136 Dreute-Krämer, Cornelia, Erzieherin (VERHINDERT) 

137 Reuter-Becker, Hannelene, Bankkauffrau i.R. 

138 Mayr, Annegret, Pfarrerin 

139 Grünert, Kerstin, Pfarrerin 

140 Benfer, Monika, Betreuungskraft 

141 Liedtke, Christine, Pfarrerin 

142 Pollinger, Dr. Wolfgang, Arzt / Psychologe 

 

 

 

C Entsandte Professorinnen/Professoren der Ev.-theol. Fakultäten gem. Art. 125 KO 

143 Großhans, Prof. Dr. Hans-Peter 

144 Gause, Prof. Dr. Ute 

145 Oelschlägel, Prof. Dr. Christian 

 

D Von der Kirchenleitung berufene Mitglieder gem. Art. 126 (1) KO 

146 Koopmann, Wilfried, Betriebswirt, Uhlandstraße 3, 49509 Recke  

147 Eckert, Dr. Sebastian, Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

148 Wißmann, Prof. Dr. Hinnerk 

149 Römer, Norbert (VERHINDERT) 

150 Birkhahn, Astrid, Direktorin am Studienseminar (VERHINDERT) 

151 Pohl, Ulrich, Pfarrer 

152 Koch, Jens, Geschäftsführer  
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153 Thorwesten, Bjarne, Student 

154 Rose, Alina 

155 Fabritz, Christian, Lehrer 

156 Grevel, Matthias, Pfarrer (VERHINDERT) 

156 Fedeler, Sandra, Pfarrerin  

157 Waldheuer, Angelika, Steuerfachangestellte i. R. 

158 Schneider, Dietrich, Diakon/Öffentlichkeitsreferent  

159 Wichert, Udo, Geschäftsführer i. R. (VERHINDERT) 

160 Kenneweg, Birgit, Verwaltungsangestellte  

161 Sieger, Harald, Landeskirchenmusikdirektor  

162 Gemba, Dr. Holger, Studiendirektor im Hochschuldienst 

163 Buschmann, Regine, Diakonin 

164 Hamilton, Nicolai, Pfarrer (VERHINDERT) 

 

 

 

E Beratende Mitglieder (Landeskirchenamt) gem. Art. 123 (3) KO 

165 Beyer, Friedrich, Landeskirchenrat  

166 Bock, Martin, Landeskirchenrat  

168 Döhling, Dr. Jan-Dirk, Landeskirchenrat 

169 Fricke, Daniela, Kirchenrätin 

170 Heinrich, Dr. Thomas, Landeskirchenrat (VERHINDERT) 

171 Juhl, Henning, Landeskirchenrat  

172 Philipps, Dr. Albrecht, Landeskirchenrat  

173 Roth, Barbara, Landeskirchenrätin  

174 Timmer, Prof. Rainer, Landeskirchenrat  

 

F Beratende Mitglieder (Ämter, Einrichtungen und Werke) gem. Art. 126 (2) KO 

175 Uhlstein, Branko-Christian, Pfarrer 

176 Neserke, Ingo, Pfarrer 

178 Böhlemann, Dr. Peter, Pfarrer 

179 Breyer, Klaus, Pfarrer 

180 Schlüter, Thomas 

181 Gödersmann, Anke 

182 Sorg, Markus, Pfarrer 

183 Wilmsmeier, Ute, Oberstudiendirektorin i. K.  

184 Kaiser, Jochen, Prof. Dr., Kirchenmusikdirektor 
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185 Klinnert, Prof. Dr. Lars 

186 Heine-Göttelmann, Christian, Pfarrer, Vorstand Diakonie RWL (VERHINDERT) 

187 Reiche, Birgit, Pfarrerin 

188 Becker, Bernd, Direktor 

189 Rösener, Antje, Pfarrerin, Geschäftsführerin Ev. Erwachsenen- und Familienbildung Westfalen und Lippe e.V. 

190 Roos-Pfeiffer, Wolfgang, Diakon, Diak. Gemeinschaft Nazareth 

191 N.N.  

192 Fischer, Frank, Sozialpädagoge/Diakon 

193 Richter, Nicole, Dipl. Soz. Gemeindepädagogin 

 

 

 

G Sachverständige Gäste gem. § 4 (6) GO der Landessynode 

001 Nosek, Vera, Kirchenrätin 

002 Schulze, Petra, Pfarrerin 

003 Dally, Volker Martin, Pfarrer, Generalsekretär (VERHINDERT) 

003 Pauler, Timo 

004 Spornhauer, Dr. Dirk, Pfarrer 

005 Reitz, Petra, ltd. Militärdekanin (VERHINDERT) 

006 Thurm, Rüdiger, Pfarrer 

007 Knemeyer, Björn, Pastor (VERHINDERT) 

008 Anicker, Benjamin, Vikar 

009 Heitkamp, Luise, Studentin 

010 Faß, Friederike 

011 Künzel, Johannes, Küster 

012 Spannel, Cornel, Vorsitzender 

013 Kamps, Jörg 

014 Melel, George, Reverent 
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Hinsichtlich der Fahrtkostenerstattung, Lohnausfall, Tagegeld, Unterkunft und Verpflegung schlägt die 

Kirchenleitung der Landessynode folgende Regelung vor:  

 

 

Fahrtkostenerstattung 

Die Erstattung der Fahrtkosten richtet sich nach der Reisekostenverordnung der Evangelischen Kirche von 

Westfalen. 

 

 

Lohnausfall 

Für den Lohn- und Verdienstausfall wird auf Antrag eine Entschädigung gewährt, die sich nach dem 

regelmäßigen Bruttoverdienst einschließlich der vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen 

richtet, jedoch höchstens 29,-- Euro pro Stunde beträgt (zur Höhe der Vergütung vgl. §§ 15-18 JVEG 

Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz).  

Die Entschädigung wird für höchstens 8 Stunden je Tag gezahlt (Reisezeiten eingeschlossen).  

 

 

Tagegeld 

Ein Tagegeld wird nicht gezahlt.  

 

 

Unterkunft und Verpflegung 

Unterkunft und Verpflegung werden für die Synodentage von Amts wegen gewährt, außerdem für den 

Donnerstag vor der Landessynode, sofern aus zwingenden Gründen die Anreise bereits an diesem Tag 

erforderlich ist.  
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Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von Westfalen legt der Landessynode den Entwurf eines 

75. Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchenordnung (Teilnahme von IPT-Mitgliedern an den Sitzungen des 

Presbyteriums und den kreiskirchlichen Leitungsorganen) mit der Bitte vor, das Kirchengesetz zu beschließen. 
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LF 9 
Az.: 001.11/75 
 

Synopse zum 75. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenordnung 
- Teilnahme von IPT-Mitgliedern an den Sitzungen des Presbyteriums und den kreiskirchl. Leitungsorganen (Art. 59 Abs. 1a neu, 76 und 92 Abs. 1a neu, 103) 
 

Aktuelle Fassung der KO Änderungsvorschlag Begründung 
Artikel 59 

[Beratende Teilnahme in den 
Presbyteriumssitzungen] 

Artikel 59 
[Beratende Teilnahme in den 

Presbyteriumssitzungen] 

 

(1) Predigerinnen und Prediger einer 
Kirchengemeinde nehmen an den Sitzungen des 
Presbyteriums mit beratender Stimme teil. 

 Unverändert  
(Sollte von der Landessynode die Streichung des 
Prediger-Begriffs beschlossen werden [s. LS-Vorlage 
3.4./3.7.], rückt Abs. 1a an die Stelle des Abs. 1.) 

 (1a) Mitglieder eines Interprofessionellen 
Pastoralteams (IPT) in einer Kirchengemeinde 
können an den Sitzungen des Presbyteriums mit 
beratender Stimme teilnehmen. 

Die Berücksichtigung der IPT-Mitglieder im 
Presbyterium wird als Möglichkeit freigestellt, da 
ihre Tätigkeit oft übergreifend für mehrere 
Kirchengemeinden ausgestaltet ist. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst 
(Entsendungsdienst) nehmen an den Sitzungen 
des Presbyteriums der Kirchengemeinde, in der 
ihnen ein Dienst zugewiesen worden ist, mit 
beratender Stimme teil. 

 unverändert 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenkreises, 
denen der Dienst an Wort und Sakrament in der 
Kirchengemeinde übertragen worden ist, nehmen 
an den Sitzungen des Presbyteriums mit 
beratender Stimme teil. 

 unverändert 

(4) Superintendentinnen und Superintendenten, 
für die eine Pfarrstelle des Kirchenkreises errichtet 
und denen der Dienst an Wort und Sakrament in 
einer Kirchengemeinde übertragen worden ist, 

 
 
 
 
 

unverändert 
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Aktuelle Fassung der KO Änderungsvorschlag Begründung 

Artikel 92 
[Beratende und antragsberechtigte Stimmen in 

der Kreissynode] 

Artikel 92 
[Beratende und antragsberechtigte Stimmen in der 

Kreissynode] 

 

(1) Im Kirchenkreis tätige Pfarrerinnen und 
Pfarrer, die nicht Mitglieder der Kreissynode sind, 
Predigerinnen und Prediger sowie Pfarrerinnen 
und Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) 
nehmen an den Verhandlungen der Kreissynode 
mit beratender Stimme teil. 

 unverändert 

 (1a) Mitglieder eines Interprofessionellen 
Pastoralteams (IPT) können an den Sitzungen der 
Kreissynode mit beratender Stimme teilnehmen. 

Die Berücksichtigung der IPT-Mitglieder in der 
Kreissynode wird als Möglichkeit freigestellt (vgl. 
auch Art. 59 Abs. 1a KO, s. o.), da ihre Tätigkeit 
eher auf konkrete Kirchengemeinden bezogen ist. 

(2) Mitglieder der Landessynode, der 
Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und der 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
die Gemeindeglieder einer Kirchengemeinde des 
Kirchenkreises sind, können an den 
Verhandlungen der Kreissynode mit beratender 
Stimme teilnehmen. 

 unverändert 

(3) 1Die Kirchenleitung und das Landeskirchenamt 
sind zu der Tagung der Kreissynode 
einzuladen. 2Die von ihnen entsandten Mitglieder 
sind berechtigt, Anträge zu stellen. 3Ihnen kann 
jederzeit das Wort erteilt werden. 

 unverändert 

   
Artikel 103 

[Dienstbesprechungen, Arbeitsberichte und 
Beratung des Kreissynodalvorstandes] 

Artikel 103 
[Dienstbesprechungen, Arbeitsberichte und 

Beratung des Kreissynodalvorstandes] 

 

(1) 1Pfarrerinnen und Pfarrer und haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) 1Pfarrerinnen und Pfarrer und haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Da die IPT-Mitglieder oftmals beim Kirchenkreis 
angestellt sind, sind sie hier bereits 
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Aktuelle Fassung der KO Änderungsvorschlag Begründung 

des Kirchenkreises sind verpflichtet, zu 
regelmäßigen gemeinsamen 
Arbeitsbesprechungen zusammenzukommen. 2Die 
Besprechungen können für einzelne 
Arbeitsbereiche getrennt durchgeführt werden. 
3Den Vorsitz führt die Superintendentin oder der 
Superintendent; Vertretung im Vorsitz ist zulässig. 

des Kirchenkreises, die für den Kirchenkreis 
arbeiten, sind verpflichtet, zu regelmäßigen 
gemeinsamen Arbeitsbesprechungen 
zusammenzukommen. 2Die Besprechungen können 
für einzelne Arbeitsbereiche getrennt durchgeführt 
werden. 3Den Vorsitz führt die Superintendentin oder 
der Superintendent; Vertretung im Vorsitz ist 
zulässig. 

gleichberechtigt berücksichtigt. Wichtig ist die 
Öffnung aber für alle Mitarbeitenden in 
gemeinsamen Kreiskirchenämtern in Trägerschaft 
eines Kirchenkreisverbandes. 

(2) 1Der Kreissynodalvorstand hat den 
Pfarrerinnen und Pfarrern und den haupt- und 
nebenberuflichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Kirchenkreises in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf Antrag Gelegenheit zu 
geben, in einer Sitzung des 
Kreissynodalvorstandes einen Arbeitsbericht zu 
geben. 2Sie sind zu den Verhandlungen des 
Kreissynodalvorstandes über wichtige Fragen ihres 
Arbeitsbereiches einzuladen. 3An den 
Verhandlungen nehmen sie mit beratender 
Stimme teil. 4Die Beschlussfassung erfolgt in ihrer 
Abwesenheit. 

(2) 1Der Kreissynodalvorstand hat den Pfarrerinnen 
und Pfarrern und den haupt- und nebenberuflichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Kirchenkreises, die für den Kirchenkreis arbeiten, in 
regelmäßigen Zeitabständen oder auf Antrag 
Gelegenheit zu geben, in einer Sitzung des 
Kreissynodalvorstandes einen Arbeitsbericht zu 
geben. 2Sie sind zu den Verhandlungen des 
Kreissynodalvorstandes über wichtige Fragen ihres 
Arbeitsbereiches einzuladen. 3An den Verhandlungen 
nehmen sie mit beratender Stimme teil. 4Die 
Beschlussfassung erfolgt in ihrer Abwesenheit. 

Da die IPT-Mitglieder oftmals beim Kirchenkreis 
angestellt sind, sind sie hier bereits 
gleichberechtigt berücksichtigt. Wichtig ist die 
Öffnung aber für alle Mitarbeitenden in 
gemeinsamen Kreiskirchenämtern in Trägerschaft 
eines Kirchenkreisverbandes. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden in den Fällen der Absätze 
1 und 2 durch die Leiterin oder den Leiter der 
Einrichtung des Kirchenkreises vertreten. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter einer Einrichtung eines 
Kirchenkreises werden in den Fällen der Absätze 1 
und 2 durch die Leiterin oder den Leiter der 
Einrichtung des Kirchenkreises vertreten. 

Redaktionelle Anpassung, vgl. Art. 76 Abs. 3 KO. 
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Landessynode 2023

7. (ordentliche) Tagung der
19. Westfälischen Landessynode
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76. Kirchengesetz

zur Änderung der Kirchenordnung (Art. 146 KO)

Überweisungsvorschlag: Tagungs-Gesetzesausschuss
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Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von Westfalen legt der Landessynode den Entwurf eines

76. Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchenordnung (Änderung von Artikel 146 KO) mit der Bitte vor, das

Kirchengesetz zu beschließen.
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Der Entwurf des 76. Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchenordnung (KO) beinhaltet den Vorschlag, dass es

sich bei dem Mitglied der Kirchenleitung, das die juristische Vizepräsidentin oder den juristischen

Vizepräsidenten vertritt, nicht mehr zwingend um eine Juristin oder einen Juristen handeln muss.

Derzeit gibt Artikel 146 Absatz 1 Buchstabe e KO vor, dass neben der juristischen Vizepräsidentin oder dem

juristischen Vizepräsidenten (Buchstabe d) ein weiteres rechtskundiges Mitglied als deren oder dessen

Stellvertretung Mitglied der Kirchenleitung im Hauptamt ist. Vorgeschlagen wird, an diese Regelung den

folgenden Satz anzufügen: „Anstelle eines rechtskundigen Mitglieds kann ein Mitglied mit vergleichbarer

akademisch-wissenschaftlicher, insbesondere wirtschaftswissenschaftlicher Ausbildung gewählt werden.“, vgl.

Synopse (Anlage 2). Auf diese Weise wird der Bewerberkreis erweitert und insbesondere in die ökonomische

Richtung gelenkt. Mit „wirtschaftswissenschaftlich“ sind sämtliche ökonomischen Studiengänge gemeint.

Dieser Vorschlag wurde im Ständigen Kirchenordnungsausschuss, in der Kirchenleitung und im Kollegium des

Landeskirchenamtes beraten und befürwortet.

Anlage 1: Urkundenentwurf für ein 76. Kirchengesetz zur Änderung der KO

Anlage 2: Synopse



Anlage 1 zur LS-Vorlage 3.2.

ENTWURF

76. Kirchengesetz
zur Änderung der Kirchenordnung

der Evangelischen Kirche von Westfalen

Vom 25. November 2023

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen hat mit der für Änderungen der
Kirchenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung der Kirchenordnung

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Januar 1999 (KABl. 1999 S. 1), zuletzt geändert durch das 75. Kirchengesetz zur Änderung
der Kirchenordnung vom 25. November 2023 (KABl. …), wird wie folgt geändert:

Dem Artikel 146 Absatz 1 Buchstabe e wird der folgende Satz angefügt:

„Anstelle eines rechtskundigen Mitglieds kann ein Mitglied mit vergleichbarer akademisch-
wissenschaftlicher, insbesondere wirtschaftswissenschaftlicher Ausbildung gewählt werden.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Bielefeld, 25. November 2023

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

Az.: 001.11/76
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Az.: 001.11/76
Synopse zum 76. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenordnung

(Art. 146 Abs. 1 e)  weiteres rechtskundiges Mitglied)

Aktuelle Fassung der KO Änderungsvorschlag Begründung
Artikel 146

[Mitglieder der Kirchenleitung]
Artikel 146

[Mitglieder der Kirchenleitung]
(1) Mitglieder der Kirchenleitung im Hauptamt sind (1) […] unverändert

a) die Präses oder der Präses, a) […] unverändert
b) die theologische Vizepräsidentin oder der

theologische Vizepräsident des
Landeskirchenamtes als Stellvertreterin oder
Stellvertreter der Präses oder des Präses,

b) […] unverändert

c) ein weiteres ordiniertes Mitglied, c) […] unverändert
d) die juristische Vizepräsidentin oder der juristische

Vizepräsident des Landeskirchenamtes,
d) […] unverändert

e) ein weiteres rechtskundiges Mitglied als
Stellvertreterin oder Stellvertreter der juristischen
Vizepräsidentin oder des juristischen
Vizepräsidenten.

e) ein weiteres rechtskundiges Mitglied als
Stellvertreterin oder Stellvertreter der
juristischen Vizepräsidentin oder des
juristischen Vizepräsidenten. Anstelle eines
rechtskundigen Mitglieds kann ein Mitglied
mit vergleichbarer akademisch-
wissenschaftlicher, insbesondere
wirtschaftswissenschaftlicher Ausbildung
gewählt werden.

Anstelle eines rechtskundigen Mitglieds kann
als Stellvertretung der juristischen
Vizepräsidentin oder des juristischen
Vizepräsidenten auch eine Person mit
vergleichbarer akademischer Ausbildung
gewählt werden. Die Formulierung ist angelehnt
an Art. 153 Abs. 3 KO.EKiR („Mitglied mit
vergleichbarer akademischer Ausbildung“). Der
Bewerberkreis wird dadurch erweitert. Der
Begriff „wirtschaftswissenschaftlich“ umfasst
auch volks- und betriebswirtschaftliche
Studiengänge.

(2) Mitglieder der Kirchenleitung im Nebenamt sind (2) […] unverändert
a) drei ordinierte Mitglieder, a) […] unverändert
b) sechs Gemeindeglieder mit der Befähigung zum

Amt einer Presbyterin oder eines Presbyters.
b) […] unverändert

(3) Die Rechtsverhältnisse der hauptamtlichen Mitglieder
der Kirchenleitung werden durch Kirchengesetz geregelt.

(3) […] unverändert
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Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von Westfalen legt der Landessynode den Entwurf eines Ersten 

Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchenkreisleitungsgesetzes mit der Bitte vor, das Kirchengesetz zu 

beschließen. 
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Das Kirchenkreisleitungsgesetz (KKLG; FIS-Nr. 10) gilt auf Grund von Artikel 89 Absatz 4 und Artikel 107 

Absatz 4 Kirchenordnung seit dem 1. Januar 2012 befristet bis zum 31. Dezember 2025. Es enthält von der 

Kirchenordnung abweichende Regelungen für die Zusammensetzung von Kreissynoden und 

Kreissynodalvorständen größerer Kirchenkreise. Bislang hat nur der Kirchenkreis Dortmund von der 

Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Regelungen des KKLG anzuwenden.  

 

Der Dortmunder Kreissynodalvorstand hat in seiner Sitzung am 11. Mai 2023 einstimmig beschlossen, die 

Kirchenleitung zu bitten, das bestehende KKLG über den 31. Dezember 2025 hinaus bis zu den Kirchenwahlen 

2028 zu verlängern und in dieser Zeit die praktische Umsetzung des Gesetzes zu evaluieren. Aus seiner Sicht 

bietet das Gesetz hilfreiche Regelungen im Hinblick auf die bestehenden und künftigen Anforderungen an den 

Kirchenkreis Dortmund und die Superintendentin/den Superintendenten. Als sinnvolle Regelung wird 

insbesondere die Möglichkeit hervorgehoben, die Superintendentin/den Superintendenten durch zwei 

ständig stellvertretende Superintendentinnen/Superintendenten mit eigenen Aufgabenwahrnehmungen zu 

entlasten.  

 

Zwar regelt § 9 Absatz 2 Satz 2 KKLG, dass die Zusammensetzung von Kreissynoden und 

Kreissynodalvorständen nach dem KKLG auch nach dessen Ablauf am 31. Dezember 2025 (s. § 9 Absatz 2 

Satz 1 KKLG) bis zum Ende der jeweiligen Amtszeit unberührt bleibt, aber die übrigen Regelungen des KKLG 

sind von dieser Regelung nicht erfasst.     

 

Es wird vorgeschlagen, dem Antrag des Dortmunder Kreissynodalvorstandes zu folgen und das KKLG durch das 

Erste Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenkreisleitungsgesetzes bis zum 31. Dezember 2028 zu verlängern 

(s. Anlage). Dieser Vorschlag wurde im Ständigen Kirchenordnungsausschuss, in der Kirchenleitung und im 

Kollegium des Landeskirchenamtes beraten und befürwortet.  

Die Evaluation wird ergeben, ob die Regelungen des KKLG über 2028 hinaus weiter Bestand haben sollen. 

 

Der Vorlage ist folgende Anlage beigefügt: 

 

Anlage: Urkundenentwurf 
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Die Kirchenleitung legt der Landessynode den Entwurf eines Kirchengesetzes zur Bereinigung dienstrechtlicher 

Vorschriften mit der Bitte vor, den Entwurf als Kirchengesetz  

zu verabschieden. 



 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Rechtsbereinigung.  

 

Das Amt der Predigerin bzw. des Predigers gibt es in der EKvW praktisch nicht mehr. Derzeit gibt es keine 

aktiven Predigerinnen und Prediger im Sinne des Predigergesetzes. Auch die zugrunde liegende Ausbildungs- 

und Prüfungsstruktur ist nicht mehr vorhanden. 

 

Eine Wiederbelebung des Predigeramtes auch in Zukunft aus mehreren Gründen nicht erforderlich. 

 

Das Predigeramt war die Möglichkeit für Menschen, die keinen Zugang zu einer grundständigen theologischen 

Ausbildung hatten, pastoralen Dienst zu leisten. Viele wurden später in den Pfarrberuf übernommen. 

 

Für den Quereinstieg in den Pfarrberuf gibt es inzwischen EKD-weit anerkannte Wege des Quereinstiegs über 

berufsbegleitende Master-Studiengänge, die für den Pfarrberuf qualifizieren. 

Auch stärkt die Möglichkeit der interprofessionellen Teams die Mitarbeitsmöglichkeiten anderer Berufsgrup-

pen (z. B. mit gemeindepädagogischer Qualifikation) in der Gemeindearbeit. 

 

Es gibt also geordnete, qualitätssichernde Ausbildungsgänge, die Quereinsteiger/-innen offenstehen. Vor die-

sem Hintergrund ist kein Raum mehr für einen praktischen Anwendungsbereich des Predigerrechts, so dass 

dieses weitestgehend aufgehoben werden kann. 

 

Lediglich Regelungen die auch Ruheständler/-innen betreffen wie die Besoldungs- und Versorgungsordnung 

sowie Beihilferegelungen bleiben noch bestehen. 

 

 

Anlage  

Gesetzentwurf
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Die Kirchenleitung legt der Landessynode den Entwurf des Ersten Gesetzes zur Änderung des Kirchengesetzes 

zur Ergänzung der Lehrbeanstandungsordnung der Evangelischen Kirche der Union (EG LBO) vor und bittet sie, 

wie folgt zu beschließen:  

 

Die Landessynode beschließt das Erste Gesetz zur Änderung des Kirchengesetzes zur Ergänzung der 

Lehrbeanstandungsordnung der Evangelischen Kirche der Union (EG LBO). 
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 Kirchenkreis Ja KSV- 
Beschluss 

Nein Keine 
SN 

Kommentar Änderungs-
vorschlag 

10 Hattingen-Witten X 6.3.2023 
(einstimmig) 

    

11 Herford    X   
12 Herne X 3.5.2023 

(einstimmig bei 
1 Enthaltung) 

    

13 Iserlohn X 4.3.2023 
(einstimmig) 

    

14 Lübbecke X 6.3.2023 
(einstimmig) 

    

15 Lüdenscheid-Plettenberg X Mai 2023 
(SN des kreisk. 
Ausschusses f. 

Theologie, GoDi 
und KiMu als 

Votum des KK) 

  Eine Kirche, die sich in ihrem Glauben und Handeln als Schrift- und Bekenntnisge-
bunden versteht, braucht als letztes Instrument für die Wahrung ihres Auftrags in-
nerhalb ihrer Lehrbeanstandungsordnung eine theologische Spruchkammer. Dass 
dieses Instrument eines zweiten finalen Schritts der Lehrbeanstandungsordnung seit 
seiner Einrichtung bislang nie eingesetzt wurde, darf positiv wohl so verstanden 
werden, dass im Falle einer Lehrbeanstandung der erste Schritt in Form eines theo-
logischen Lehrgesprächs durch Beauftragte der Kirchenleitung sich als Hilfestellung 
bewährt hat und alle möglichen Verfahren vor der Spruchkammer im Vorfeld geklärt 
werden konnten. (Weiser Rat wird schon im Alten Testament hochgeschätzt, vgl. Ps 
25,14; Spr. 12,15; 15,7; 19,20; 20,5; 27,9) 
 
Dass aufgrund der lutherischen, reformierten und unierten Bekenntnisdiversität ins-
gesamt drei Spruchkammern in der Vergangenheit einen zahlenmäßigen Personal-
bedarf aufwiesen, der in keinem Verhältnis zu ihrer praktischen Bedeutung stand, 
gilt zurecht als reformbedürftig. Alle anderen Mitgliedskirchen der UEK halten keine 
getrennten Spruchkammern mehr vor. 
 
Mit der Revision des Gesetzes, die die drei Kammern zu einer zusammenfast, wird 
der personelle Aufwand der Spruchkammer, nicht aber ihr inhaltliches, rechtliches 
Gewicht reduziert. Auch die Unterschiede der Bekenntnisse innerhalb unserer Kir-
che bleiben durch die neue wechselnde Vorsitzregelung vollständig berücksichtigt. 
Unter dem Gesichtspunkt, dass ehrenamtliches Engagement nur soweit bean-
sprucht werden soll, wie sachlich erforderlich, erscheint eine Besetzung der Spruch-
kammer mit 14 Personen als völlig ausreichend. 
 
Der theologische Ausschuss des Kirchenkreises Lüdenscheid-Plettenberg empfiehlt 
deshalb die vorgeschlagene Neuregelung des Kirchengesetzes zur Ergänzung der 
Lehrbeanstandungsordnung ohne Einschränkung. 

 

16 Minden    X   
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Die Möglichkeit der Aufnahme in das staatliche Stiftungsverzeichnis nach Absatz 2 entspricht der bisherigen 

Verwaltungspraxis. Das gesetzlich festgeschriebene Einvernehmen zur Eintragung in das staatliche Stiftungs-

verzeichnis dient der Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu § 13 (Anfallberechtigung) 

 

Hier wird erstmalig die Anfallberechtigung an die Kirche festgelegt für den Fall, dass keine andere Bestimmung 

vorliegt. Dies entspricht der neu aufgenommenen ausdrücklichen Regelung in § 12 Absatz 6 StiftG NRW. 

 

Zu § 14 (Rechtsweg) 

 

§ 12 StiftG EKvW a. F. wurde ersetzt durch eine allgemeinere Formulierung und dadurch erheblich gekürzt. 

 

Zu § 15 (Untergesetzliche Regelungen) 

 

Zusätzlich zu Verwaltungsvorschriften ist die der Erlass von Verordnungen möglich.  

 

Zu § 16 (Schriftform) 

 

Diese neu einfügte Regelung dient der Klarstellung. Im Zuge der Digitalisierung hat sich gezeigt, dass die Text-

form immer größere Bedeutung erlangt hat und daher Regeln für ihre Gültigkeit erforderlich sind. 

 

Zu § 17 (Evaluation) 

 

Fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten, also nach Ablauf des 31.12.2028, soll das Gesetz noch einmal auf seine 

Praktikabilität überprüft werden.  

 

Zu § 18 (Inkrafttreten) 

 

Absatz 1: Das neue Gesetz soll am 1.1.2024 in Kraft treten, gleichzeitig tritt das bisherige Gesetz außer Kraft. 

 

Absatz 2: Mit Einführung des Stiftungsregisters des Bundes und Ablauf der Übergangsfrist aus § 20 StiftRG 

(Stiftungsregistergesetz) treten die Regelungen des StiftG EKvW zum Stiftungsverzeichnis und zur Vertretungs-

bescheinigung außer Kraft. 
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Weitere Änderungen: 

 

Die Genehmigungspflicht für bestimmte Rechtsgeschäfte (z. B. Grundstücksbelastungen, Beteiligungen an 

wirtschaftlichen Unternehmen, s. § 4 StiftG EKvW a.F.) entfällt künftig. Es soll dadurch die Eigenverantwort-

lichkeit der Stiftungen gestärkt werden (s. auch § 4 StiftG EKvW n.F.). Wichtiger als die Genehmigung einzelner 

Vorhaben ist in der stiftungsaufsichtlichen Arbeit die Betrachtung der gesamten wirtschaftlichen Situation der 

Stiftung. Diese wird durch die Vorlage der Jahresabrechnung gewährleistet. Im StiftG NRW sind die entspre-

chenden Genehmigungsvorbehalte bzw. Anzeigepflichten ebenfalls gestrichen worden. 

 

 

Der Vorlage sind folgende Anlagen beigefügt: 

 

Anlage 1: Urkundenentwurf  

Anlage 2: StiftG EKvW vom 12. November 2007 

Anlage 3: Tabelle: Gegenüberstellung Neufassung - derzeitige Fassung mit Erläuterungen 

Anlage 4: Tabelle: Rahmenentwurf/Entwürfe der Evangelischen Landeskirchen in NRW 

Anlage 5: StiftG NRW vom 30.05.2023 

Anlage 6: Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgeset-

zes vom 16. Juli 2021 
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(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde führt die Aufsicht über rechtsfähige kirchliche Stiftungen, die 
sich dem Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-Lippe angeschlossen haben, mit dessen 
Unterstützung und Beratung. 

 
§ 4 

Aufsichtsgrundsätze 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde hat den bei Errichtung der Stiftung zum Ausdruck gekommenen 

Willen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen der Stifterin oder des Stifters zu beachten. 2Sie 
verfolgt ein integriertes kirchliches Aufsichtsverständnis, welches aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist, und berät und unterstützt Stifterinnen und Stifter sowie 
Stiftungen und deren Organe.  

(2) 1Die Intensität der Aufsicht verringert sich, wenn die Stiftung über eigene Aufsichtsorgane 
verfügt (gestufte Aufsicht). 2Dadurch werden die Selbstständigkeit der Stiftung und die 
Eigenverantwortlichkeit des Handelns der Organe der Stiftung gestärkt. 

(3) Die der kirchlichen Stiftungsbehörde zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel ergeben sich aus 
den §§ 5 bis 10. 

 
§ 5 

Unterrichtung 
(1) 1Die zuständigen Stiftungsorgane sind verpflichtet, die kirchliche Stiftungsbehörde unverzüglich 

über alle wesentlichen Vorgänge der Stiftung zu unterrichten. 2Darüber hinaus kann sich die 
kirchliche Stiftungsbehörde jederzeit über alle Angelegenheiten der kirchlichen Stiftungen 
unterrichten und Berichte anfordern. 

(2) Liegen der kirchlichen Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der 
Stiftung gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu 
Auskunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen. 

(3) Im Rahmen einer ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

 
§ 6 

Prüfung 
(1) 1Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 

anzuwenden und der kirchlichen Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung (Einnahmen-/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung beziehungsweise kaufmännischer Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke 
(Tätigkeitsbericht) vorzulegen. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde kann eine kürzere Vorlagefrist 
festlegen, insbesondere wenn vorangegangene Jahresabrechnungen beanstandet wurden oder 
die Stiftung wiederholt ihrer Verpflichtung nach Satz 1 verspätet nachgekommen ist. 3Sie kann 
auch weitere erläuternde Unterlagen zum Jahresabschluss anfordern. 

(2) 1Wird die Jahresabrechnung einer Stiftung durch eine Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine vereidigte Buchprüferin, 
einen vereidigten Buchprüfer oder Buchprüfungsgesellschaft oder eine vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder Abschlussprüfer) geprüft, hat sich diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmäßige Verwendung der Stiftungsmittel 
zu erstrecken. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde soll in diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. 3Sie kann im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 4Die kirchliche Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im Wesentlichen gleichbleibende Einnahmen und Ausgaben aufweisen, 
die Prüfung der Abrechnungen auch für mehrere Jahre zusammenfassen. 
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(3) 1Stiftungen, die ihren Auftrag nach Art eines Geschäftsbetriebes unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, haben die Jahresrechnung entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. 2Bei kleineren Stiftungen oder Förderstiftungen ist eine Prüfung durch eine 
unabhängige sachkundige Dritte oder einen unabhängigen sachkundigen Dritten ausreichend. 

(4) 1Im Tätigkeitsbericht ist auch auf die Veränderung bei stiftungsgetragenen Einrichtungen sowie 
auf Chancen und Risiken für das Stiftungsvermögen einzugehen. 2Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 

(5) Die Stiftung soll in ihrer Anlagestrategie den Leitfaden für ethisch-nachhaltige Geldanlage in der 
evangelischen Kirche (EKD-Texte 133) beachten. 

(6) § 7 gilt entsprechend 
 

§ 7 
Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem 
in dem Stiftungsgeschäft oder in der Satzung zum Ausdruck gebrachten Willen der Stifterin oder 
des Stifters widersprechen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr 
bestimmten, angemessenen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. 2Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden. 3Dies gilt auch, wenn sich solche 
Beschlüsse oder Maßnahmen aus einer Prüfung nach § 6 ergeben. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten Frist 
durchgeführt wird. 

(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der kirchlichen Stiftungsbehörde 
binnen einer von der kirchlichen Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vollstrecken. 

 
§ 8 

Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 
(1) 1Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht 

oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber bestehenden 
Pflichten nicht in der Lage, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds 
und die Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen. 2Sie kann dem Mitglied die 
Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilig untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung des Mitglieds verfügen und eine andere Person an 
dessen Stelle berufen. 

(3) 1Wenn der Vorstand oder ein anderes Organ der Stiftung seine Aufgaben nicht wahrnehmen 
kann, weil Mitglieder des Organs fehlen, hat die kirchliche Stiftungsbehörde in dringenden 
Fällen auf Antrag einer oder eines Beteiligten oder von Amts wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit des Organs zu gewährleisten. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde ist insbesondere befugt, Organmitglieder befristet zu bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von Organmitgliedern befristet abzuweichen, insbesondere 
indem die kirchliche Stiftungsbehörde einzelne Organmitglieder mit Befugnissen ausstattet, die 
ihnen nach der Satzung nur gemeinsam mit anderen Organmitgliedern zustehen. 

(4) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann einem von ihr bestellten Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene Vergütung auf Kosten der Stiftung bewilligen, wenn das Vermögen 
der Stiftung sowie der Umfang und die Bedeutung der zu erledigenden Aufgaben dies 
rechtfertigen. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die Bewilligung der Vergütung mit Wirkung 
für die Zukunft ändern oder aufheben. 3Eine solche Vergütung kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde getragen werden. 4Ein solcher Ausnahmefall liegt insbesondere 
vor, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung die Übernahme der Kosten für die 
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Vergütung nicht erlauben. 5Ändern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung derart, 
dass sie zur Übernahme der Kosten für die Vergütung wieder in der Lage ist, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die von ihr getragene Vergütung ersetzt verlangen. 

(5) 1Reichen die Befugnisse der kirchlichen Stiftungsbehörde nach diesem Stiftungsgesetz nicht aus, 
um eine dem Willen der Stifterin oder des Stifters entsprechende Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder wiederherzustellen, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Durchführung 
der Beschlüsse und Anordnungen auf Kosten der Stiftung einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. 2Deren oder dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

 
§ 9 

Geltendmachung von Ansprüchen 
1Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann 
sie der Stiftung eine vertretungsberechtigte Person zur Klärung der Durchsetzung ihrer Ansprüche 
bestellen. 2Die Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die Stiftung. 3§ 8 Absatz 4 Sätze 3, 4 und 5 
gelten entsprechend. 
 

§ 10 
Zustimmungserfordernis 

(1) 1Beschlüsse zur Änderung der Satzung, zur Zulegung oder zur Zusammenlegung der Stiftung 
sowie zur Auflösung der Stiftung bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit unbeschadet der 
staatlichen Genehmigung der schriftlichen Genehmigung durch die kirchliche Stiftungsbehörde. 
2Die Stifterin oder der Stifter ist hierzu nach Möglichkeit anzuhören. 

(2) Für die Aufhebung der Stiftung durch die staatliche Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist zugleich die Zustimmung im Sinne von § 12 Absatz 4 

Stiftungsgesetz NRW. 
 

§ 11 
Mitgliedschaft in Organen 

(1) Die Mitglieder in den Organen Evangelischer Stiftungen müssen das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. 

(2) Der oder die Vorsitzende eines Organs sowie deren oder dessen Stellvertretung müssen 
Kirchenmitglieder im Sinne des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft der 
Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 

(3) Mindestens die Hälfte der übrigen Mitglieder muss einer Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehören. 

(4) Auf Einzelantrag kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen der Absätze 2 und 3 
Ausnahmen zulassen, sofern dies nach der Stiftungssatzung nicht ausgeschlossen ist. 

 
§ 12 

Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigung 
(1) 1Die rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen werden in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 

Kirche von Westfalen aufgenommen. 2Es ist kein öffentliches Stiftungsverzeichnis. 3Eintragungen 
im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind folgende Angaben über die kirchlichen Stiftungen 
aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der Anerkennung durch die kirchliche Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) vertretungsberechtigte Organe und Personen sowie  
e) die Art ihrer Vertretungsberechtigung, 























































Anlage 4 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

3 

Rahmenentwurf  EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, dem Willen des 
Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts 
und der Satzung der Stiftung 
einschließlich der Zuordnung zur 
Kirche verwaltet werden. 
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und dem Maß 
der institutionellen Verbindung mit 
der Kirche einschließlich der 
kirchlichen Stiftungsaufsicht 
gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  
(5) [Evangelische Regelung zum 
Verhältnis Diakonisches Werk] 

Aufsicht der kirchlichen 
Stiftungsbehörde (kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass die 
kirchlichen Stiftungen nach Maßgabe 
des kirchlichen und staatlichen Rechts, 
des Willens der Stifterin oder des 
Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts 
und der Satzung der Stiftung 
einschließlich der Zuordnung zur 
Kirche verwaltet werden. Soweit 
weder durch den Stifterwillen noch 
durch die Satzung die Art der 
Kapitalerhaltung konkretisiert ist, 
sollte der Stiftungsvorstand bestrebt 
sein, unter Berücksichtigung der 
Stiftungszwecke das 
Stiftungsgrundstockkapital real zu 
erhalten. 
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und das Maß der 
institutionellen und personellen 
Verbindung mit der Kirche 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  

Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, des Willens der 
Stifterin oder des Stifters sowie des 
Stiftungsgeschäfts und der Satzung 
der Stiftung einschließlich der 
Zuordnung zur Kirche verwaltet 
werden.  
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben, das Maß der 
institutionellen Verbindung mit der 
Kirche und die Besetzung der Organe 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt. 
(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt die Aufsicht über rechtsfähige 
kirchliche Stiftungen, die sich dem 
Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen 
haben, mit dessen Unterstützung 
und Beratung. 

Aufsicht der kirchlichen 
Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, des Willens der 
Stifterin oder des Stifters sowie des 
Stiftungsgeschäfts und der Satzung 
der Stiftung einschließlich der 
Zuordnung zur Kirche verwaltet 
werden.  
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und das Maß 
der institutionellen und personellen 
Verbindung mit der Kirche 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  
(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt die Aufsicht über rechtsfähige 
kirchliche Stiftungen, die sich dem 
Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen 
haben, mit dessen Unterstützung 
und Beratung. 
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(5) Über kirchliche Stiftungen, die sich 
dem Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen haben, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die Aufsicht mit Unterstützung und 
Beratung des Vereins Diakonisches 
Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. 
führen. 
(6) Sofern die entsprechende 
landesrechtliche Regelung dies zulässt, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
auf Antrag einer Stiftung für einen 
bestimmten Teil des 
Grundstockvermögens eine zeitlich 
begrenzte Ausnahme von § 83 c 
Absatz 1 Satz 1 BGB zulassen, wenn 
dadurch die dauernde und nachhaltige 
Erfüllung des Stiftungszwecks nicht 
beeinträchtigt wird. 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
des Stifters zu beachten. Sie verfolgt 
ein integriertes kirchliches 
Aufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifter sowie 
Stiftungen und deren Organe. 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde hat 
den bei Errichtung der Stiftung zum 
Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. Sie verfolgt ein kirchliches 
Rechtsaufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifterinnen und 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. 2Sie verfolgt ein 
integriertes kirchliches 
Aufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist, und 
berät und unterstützt Stifterinnen 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. Sie verfolgt ein kirchliches 
Rechtsaufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifterinnen 
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(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die 
Selbstständigkeit der Stiftung und 
die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung. 

Stifter sowie Stiftungen und deren 
Organe.  
(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die Selbstständigkeit 
der Stiftung und die 
Eigenverantwortlichkeit des Handelns 
der Organe der Stiftung. 

und Stifter sowie Stiftungen und 
deren Organe.  
(2) 1Die Intensität der Aufsicht 
verringert sich, wenn die Stiftung 
über eigene Aufsichtsorgane verfügt 
(gestufte Aufsicht). 2Dadurch werden 
die Selbstständigkeit der Stiftung 
und die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung 
gestärkt. 
(3) Die der kirchlichen 
Stiftungsbehörde zur Verfügung 
stehenden Aufsichtsmittel ergeben 
sich aus den §§ 5 bis 10. 

und Stifter sowie Stiftungen und 
deren Organe.  
(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die 
Selbstständigkeit der Stiftung und 
die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung. 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten lassen und 
Berichte anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür 
vor, dass bei der Verwaltung der 
Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) 1Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. 2Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 
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Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

§ 6 Prüfung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine Jahresrechnung 
(Einnahmen-/Ausgabenrechnung, 
Vermögensübersicht und 
Vermögensrechnung oder 
kaufmännischer Jahresabschluss) 
und einen Tätigkeitsbericht, der 
insbesondere die Erfüllung der 
Stiftungszwecke beinhaltet, 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 

§ 6 Prüfung 
(1) Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf 
Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung beziehungsweise 
kaufmännischer Jahresabschluss) mit 
einer Vermögensübersicht und einem 
Tätigkeitsbericht samt Bericht über die 
Erfüllung der Stiftungszwecke 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 

§ 6 Prüfung 
(1) 1Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung 
beziehungsweise kaufmännischer 
Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen 
Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke (Tätigkeitsbericht) 
vorzulegen. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 

§ 6 Prüfung 
(1) Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung 
beziehungsweise kaufmännischer 
Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen 
Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke (Tätigkeitsbericht) 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 
verspätet nachgekommen ist. Sie 
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verspätet nachgekommen ist. Im 
Tätigkeitsbericht ist auch auf die 
Veränderung bei stiftungstragenden 
Einrichtungen sowie auf Chancen 
und Risiken für das 
Stiftungsvermögen einzugehen. 
Wenn der Prüfungsbericht einen 
Lagebericht enthält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(2) Die Stiftung hat die 
Jahresrechnung unter Einbeziehung 
der Buchführung durch einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
einen vereidigten Buchprüfer oder 
eine Buchprüfungsgesellschaft oder 
eine vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüfer) prüfen zu lassen. 
Die Prüfung hat sich insbesondere 
auf die Erhaltung des 
Grundstockvermögens und die 
satzungsmäßige Verwendung der 
Stiftungsmittel zu erstrecken. 
(3) Die Stiftung kann auf Antrag 
durch vorherige schriftliche 
Zustimmung von der Pflicht zur 
Einbeziehung eines Abschlussprüfers 
befreit werden, wenn das 
Stiftungsvermögen oder der 
Aufwand zur Verwaltung des 
Stiftungsvermögens von geringem 

verspätet nachgekommen ist. Sie kann 
auch weitere erläuternde Unterlagen 
zum Jahresabschluss anfordern. 
(2) Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine 
vereidigte Buchprüferin oder einen 
vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle (Abschlussprüferin 
oder Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige Verwendung 
der Stiftungsmittel zu erstrecken. 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll in 
diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. Sie kann im 
erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann bei Stiftungen, 
die jährlich im Wesentlich 
gleichbleibende Einnahmen und 
Ausgaben aufweisen, die Prüfung der 
Abrechnungen auch für mehrere Jahre 
zusammenfassen.  

ihrer Verpflichtung nach Satz 1 
verspätet nachgekommen ist. 3Sie 
kann auch weitere erläuternde 
Unterlagen zum Jahresabschluss 
anfordern.  
(2) 1Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eine vereidigte Buchprüferin, einen 
vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder 
Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige 
Verwendung der Stiftungsmittel zu 
erstrecken. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde soll in diesem Fall 
von einer nochmaligen Prüfung 
absehen. 3Sie kann im erforderlichen 
Umfang eine weitergehende Prüfung 
vornehmen oder auf Kosten der 
Stiftung vornehmen lassen. 4Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im 
Wesentlichen gleichbleibende 
Einnahmen und Ausgaben 

kann auch weitere erläuternde 
Unterlagen zum Jahresabschluss 
anfordern. 
(2) Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eine vereidigte Buchprüferin oder 
einen vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder 
Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige 
Verwendung der Stiftungsmittel zu 
erstrecken. 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
in diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. Sie kann im 
erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. Die 
Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im 
Wesentlich gleichbleibende 
Einnahmen und Ausgaben 
aufweisen, die Prüfung der 
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Umfang ist. Die Ausnahme kann 
zeitlich befristet werden.  
(4) Wird die Jahresrechnung durch 
einen der in Absatz 2 Satz 1 
genannten Abschlussprüfer geprüft 
und der Prüfungsbericht der 
kirchlichen Stiftungsbehörde 
vorgelegt, soll die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einer 
nochmaligen Prüfung absehen. Sie 
kann im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 

(3) Stiftungen, die ihren Auftrag nach 
Art eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, haben 
die Jahresrechnung entsprechend 
Absatz 2 Satz 1 prüfen zu lassen. Bei 
kleineren Stiftungen oder 
Förderstiftungen ist eine Prüfung 
durch eine unabhängige sachkundige 
Dritte oder einen unabhängigen 
sachkundigen Dritten ausreichend. 
(4) Im Tätigkeitsbericht in der 
Jahresabrechnung ist auch auf die 
Veränderung bei stiftungsgetragenen 
Einrichtungen sowie auf Chancen und 
Risiken für das Stiftungsvermögen 
einzugehen. Wenn der Prüfbericht 
einen Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 

aufweisen, die Prüfung der 
Abrechnungen auch für mehrere 
Jahre zusammenfassen. 
(3) 1Stiftungen, die ihren Auftrag 
nach Art eines Geschäftsbetriebes 
unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, 
haben die Jahresrechnung 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. 2Bei kleineren Stiftungen 
oder Förderstiftungen ist eine 
Prüfung durch eine unabhängige 
sachkundige Dritte oder einen 
unabhängigen sachkundigen Dritten 
ausreichend. 
(4) 1Im Tätigkeitsbericht ist auch auf 
die Veränderung bei 
stiftungsgetragenen Einrichtungen 
sowie auf Chancen und Risiken für 
das Stiftungsvermögen einzugehen. 
2Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) Die Stiftung soll in ihrer 
Anlagestrategie den Leitfaden für 
ethisch-nachhaltige Geldanlage in 
der evangelischen Kirche (EKD-Texte 
133) beachten. 
(6) § 7 gilt entsprechend. 
 

Abrechnungen auch für mehrere 
Jahre zusammenfassen.  
(3) Stiftungen, die ihren Auftrag nach 
Art eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, 
haben die Jahresrechnung 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. Bei kleineren Stiftungen 
oder Förderstiftungen ist eine 
Prüfung durch eine unabhängige 
sachkundige Dritte oder einen 
unabhängigen sachkundigen Dritten 
ausreichend. 
(4) Im Tätigkeitsbericht ist auch auf 
die Veränderung bei 
stiftungsgetragenen Einrichtungen 
sowie auf Chancen und Risiken für 
das Stiftungsvermögen einzugehen. 
Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 
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§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen des 
Stifters oder gesetzlichen 
Bestimmungen widersprechen, 
beanstanden und verlangen, dass 
diese innerhalb einer von ihr 
bestimmten, angemessenen Frist 
aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird. 
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen der 
Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht 
nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. 2Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden. 3Dies gilt 
auch, wenn sich solche Beschlüsse 
oder Maßnahmen aus einer Prüfung 
nach § 6 ergeben. 
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
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Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
des jeweiligen Landes, in dem die 
Stiftung ihren Sitz hat, vollstrecken. 

des jeweiligen Landes, in dem die 
Stiftung ihren Sitz hat, vollstrecken. 

Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
vollstrecken. 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
vollstrecken. 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht binnen einer ihr 
gesetzten angemessenen Frist nach, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die Abberufung des Mitglieds 
verfügen und eine andere Person an 
dessen Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen Stelle 
verlangen. Sie kann dem Mitglied die 
Wahrnehmung seiner Geschäfte 
einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) 1Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. 2Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) 1Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 
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Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 
weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag eines 
Beteiligten oder von Amts wegen 
notwendige Maßnahmen zu treffen, 
um die Handlungsfähigkeit des 
Organs zu gewährleisten. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 

weil Mitglieder des Organs fehlen, hat 
die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
Beteiligen oder eines Beteiligten oder 
von Amts wegen notwendige 
Maßnahmen zu treffen, um die 
Handlungsfähigkeit des Organs zu 
gewährleisten. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde ist insbesondere 
befugt, Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der satzungsmäßig 
vorgesehenen Zahl von 
Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem die 
kirchliche Stiftungsbehörde einzelne 
Organmitglieder mit Befugnissen 
ausstattet, die ihnen nach der Satzung 
nur gemeinsam mit anderen 
Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 

weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
oder eines Beteiligten oder von Amts 
wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit 
des Organs zu gewährleisten. 2Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. 2Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 

weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
oder eines Beteiligten oder von Amts 
wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit 
des Organs zu gewährleisten. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 
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Wirkung für die Zukunft ändern oder 
aufheben. Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
dieser Stiftungsordnung/diesem 
Stiftungsgesetz nicht aus, um eine 
dem Willen des Stifters und den 
Gesetzen entsprechende Verwaltung 
der Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einem Sachwalter übertragen. 
Dessen Aufgabenbereich und 

aufheben. Eine solche Vergütung kann 
in Ausnahmefällen auch von der 
kirchlichen Stiftungsbehörde getragen 
werden. Ein solcher Ausnahmefall liegt 
insbesondere vor, wenn die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Stiftung die Übernahme der Kosten für 
die Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde die von 
ihr getragene Vergütung ersetzt 
verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder des 
Stifters entsprechende Verwaltung der 
Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einem Sachwalter übertragen. Dessen 
Aufgabenbereich und Vollmacht sind 
in einer Bestellungsurkunde 
festzulegen. 

aufheben. 3Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. 4Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. 5Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) 1Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder 
des Stifters entsprechende 
Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. 2Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und 

aufheben. Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder 
des Stifters entsprechende 
Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und 
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Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung durch Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. § 8 Absatz 4 Satz 3, 4 
und 5 gelten entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde 
von einem Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Stiftung 
gegen Mitglieder der Stiftungsorgane 
begründen könnte, kann sie der 
Stiftung eine vertretungsberechtigte 
Person zur Klärung der Durchsetzung 
ihrer Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt die 
Stiftung. § 8 Absatz 4 S. 3, 4 gelten 
entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 
1Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. 2Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. 3§ 8 Absatz 4 Sätze 3, 4 
und 5 gelten entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. § 8 Abs. 4 S. 3, 4 und 5 
gelten entsprechend. 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde. Der Stifter ist 
hierzu nach Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen zu 
ihrer Rechtswirksamkeit unbeschadet 
der staatlichen Genehmigung der 
schriftlichen Genehmigung durch die 
kirchliche Stiftungsbehörde. Die 
Stifterin oder der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche Stiftungsbehörde 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) 1Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde. 2Die Stifterin oder 
der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde.  Die Stifterin oder 
der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 
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Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz 
NRW. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist 
zugleich die Zustimmung im Sinne der 
jeweiligen landesgesetzlichen 
Regelungen. 

Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz 
NRW. 

Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Abs. 4 Stiftungsgesetz NRW. 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
(1) Zu ihrer Rechtswirksamkeit 
bedürfen der schriftlichen 
Genehmigung der kirchlichen 
Stiftungsbehörde neben den in § 10 
genannten Beschlüssen: 
a) Erwerb, Belastung, Veräußerung 
von Grundstücken und Aufgabe des 
Eigentums an Grundstücken sowie 
Erwerb, Änderung, Veräußerung und 
Aufgabe von Rechten an 
Grundstücken. Dies gilt nicht für die 
Zustimmung zur Veräußerung und 
Belastung von Erbbaurechten; 
b) Abgabe von Bürgschafts-, 
Patronats- oder 
Garantieerklärungen; 
c) Übertragung, Übernahme oder 
Schließung von Anstalten oder 
Einrichtungen; 
d) Gründung und Auflösung von 
Gesellschaften sowie Erwerb und die 
Veräußerung von 
Gesellschaftsbeteiligungen; 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
( 1 ) Der aufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit: 
a) die Gründung und die Auflösung 
von Gesellschaften, der Erwerb und 
die Veränderung von Beteiligungen 
daran; ausgenommen sind der Erwerb 
oder der Verkauf von Beteiligungen an 
Gesellschaften im Rahmen der 
ordentlichen Vermögensverwaltung, 
 
b) die Veräußerung oder Belastung 
von Grundstücken oder 
grundstücksgleichen Rechten. 
(2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe a) kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte nach 

§ 11 Mitgliedschaft in Organen 
(1) Die Mitglieder in den Organen 
Evangelischer Stiftungen müssen das 
18. Lebensjahr vollendet haben. 
(2) Der oder die Vorsitzende eines 
Organs sowie deren oder dessen 
Stellvertretung müssen 
Kirchenmitglieder im Sinne des 
Kirchengesetzes über die 
Kirchenmitgliedschaft der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
sein.  
(3) Mindestens die Hälfte der 
übrigen Mitglieder muss einer 
Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Kirchen angehören. 
(4) Auf Einzelantrag kann das 
Landeskirchenamt von den 
Erfordernissen der Absätze 2 und 3 
Ausnahmen zulassen, sofern dies 
nach der Stiftungssatzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
( 1 ) Der aufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit: 
a) die Gründung und die Auflösung 
von Gesellschaften, der Erwerb und 
die Veränderung von Beteiligungen 
daran; ausgenommen sind der 
Erwerb oder der Verkauf von 
Beteiligungen an Gesellschaften im 
Rahmen der ordentlichen 
Vermögensverwaltung; 
 b) Erwerb, Belastung, Veräußerung 
von Grundstücken und Aufgabe des 
Eigentums an Grundstücken sowie 
Erwerb, Änderung, Veräußerung und 
Aufgabe von Rechten an 
Grundstücken. 
2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe a) kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
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e) Rechtsgeschäfte, die der zur 
Vertretung der Stiftung Befugte im 
Namen der Stiftung mit sich im 
eigenen Namen oder als Vertreter 
eines Dritt en vornimmt. 
(2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 lit. d) kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
nach Absatz 1 die Zustimmung 
bereits im Voraus schriftlich erteilen. 
Diese Zustimmung kann von der 
Erfüllung von Auflagen abhängig 
gemacht werden. 

Absatz 1 die Zustimmung bereits im 
Voraus schriftlich erteilen. Diese 
Zustimmung kann von der Erfüllung 
von Auflagen abhängig gemacht 
werden. 
 

(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
nach Absatz 1 die Zustimmung 
bereits im Voraus schriftlich erteilen. 
Diese Zustimmung kann von der 
Erfüllung von Auflagen abhängig 
gemacht werden.  

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis.  
(2) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen im Sinne 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 
Kirche im Rheinland aufgenommen. Es 
ist kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis. Eintragungen im 
Stiftungsverzeichnis begründen nicht 
die Vermutung ihrer Richtigkeit. 
(2) In das Stiftungsverzeichnis sind 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) 1Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 
aufgenommen. 2Es ist kein 
öffentliches Stiftungsverzeichnis. 
3Eintragungen im 
Stiftungsverzeichnis begründen nicht 
die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der Lippischen 
Landeskirche aufgenommen. Es ist 
kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis. Eintragungen 
im Stiftungsverzeichnis begründen 
nicht die Vermutung ihrer 
Richtigkeit. 
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des § 12 Absatz 5 Satz 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  
(2) [evangelische Regelung] 
(3) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag den kirchlichen 
Stiftungen eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 
Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 
(4) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung 
der Organe der Stiftung 
einschließlich des Vorsitz und 
stellvertretenden Vorsitz und jede 
Änderung derselben zu unterrichten. 

folgende Angaben über die kirchlichen 
Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) zuständige staatliche 
Stiftungsbehörde, 
e) vertretungsberechtigte Organe und 
Personen sowie die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen und Anschriften der 
Mitglieder der Organe. 
(3) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung der 
Organe der Stiftung einschließlich des 
Vorsitzes und stellvertretenden 
Vorsitzes und jede Änderung 
derselben zu unterrichten. 
(4) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß den jeweiligen 
landesgesetzlichen Regelungen in das 
elektronische Stiftungsverzeichnis des 
jeweiligen Landes aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen der 
kirchlichen Stiftungsbehörde im Sinne 
der jeweiligen landesgesetzlichen 
Regelung gilt als erteilt.  

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind 
folgende Angaben über die 
kirchlichen Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) vertretungsberechtigte Organe 
und Personen sowie  
e) die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen der Mitglieder der Organe, 
g) zuständige staatliche 
Stiftungsaufsichtsbehörde. 
2Der kirchlichen Stiftungsbehörde 
sind von der Stiftung die Angaben zu 
den Buchstaben a bis f sowie deren 
Änderungen unverzüglich 
mitzuteilen. 
(3) 1Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. 2Das Einvernehmen im 
Sinne des § 12 Absatz 5 Satz 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 

(2) In das Stiftungsverzeichnis sind 
folgende Angaben über die 
kirchlichen Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) zuständige staatliche 
Stiftungsaufsichtsbehörde, 
e) vertretungsberechtigte Organe 
und Personen sowie die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen der Mitglieder der Organe. 
(3) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung 
der Organe der Stiftung 
einschließlich des Vorsitz und 
stellvertretenden Vorsitz und jede 
Änderung derselben zu unterrichten. 
(4) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen der 
kirchlichen Stiftungsbehörde im 
Sinne des § 12 Abs. 5 S. 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  



Anlage 4 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

17 

Rahmenentwurf  EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt für nicht dem 
Stiftungsregistergesetz unterliegenden 
Stiftungen auf Antrag eine 
Bescheinigung darüber aus, wer nach 
Maßgabe der Satzung und der von der 
Stiftung mitgeteilten Angaben zur 
Vertretung der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 

Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 

(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 
Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 
 

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an das 
(Erz-)Bistum/die Landeskirche, 
das/die die Stiftung beaufsichtigt 
hat. Das Vermögen soll unmittelbar 
und ausschließlich möglichst für die 
in der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden.  

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen 
für den Fall, dass es an einer 
Bestimmung zur Anfallberechtigung 
durch oder aufgrund der Satzung fehlt, 
an die Evangelische Kirche im 
Rheinland. Das Vermögen soll 
unmittelbar und ausschließlich 
möglichst für die in der Satzung 
festgelegten Zwecke verwendet 
werden. 

§ 13 Anfallberechtigung 
1Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an die 
Evangelische Kirche von Westfalen. 
2Das Vermögen soll unmittelbar und 
ausschließlich möglichst für die in 
der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden. 

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an die 
Lippische Landeskirche. Das 
Vermögen soll unmittelbar und 
ausschließlich möglichst für die in 
der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörden ist der kirchliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde ist der kirchliche 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. § 18 
des Verwaltungsgerichtsgesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
ist entsprechend anzuwenden 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörden ist der kirchliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde ist der kirchliche 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ein 
Vorverfahren gem. § 18 des 
Verwaltungsgerichtsgesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
ist vorab durchzuführen. 
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staatlichen Gesetz- und 
Verordnungsblatt veröffentlicht. 

Artikel 3 
 
 

(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im 
kirchlichen und staatlichen Amtsblatt 
veröffentlicht. 

(3) § 12 Abs. 2 Buchstaben e) und f) 
sowie Absätze 4 und 5 tritt  am 31. 
Dezember 2026 außer Kraft. 
(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im 
kirchlichen und staatlichen Amtsblatt 
veröffentlicht. 

 



Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 24. Mai 2023 folgendes Gesetz beschlossen: 
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Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz in Nord­
rhein-Westfalen haben. 

§2 
Zuständige Behörden 

(1) Stiftungsbehörden sind die Bezirksregierungen, soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt. Sie sind die nach Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne der §§ 80 bis 
88 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBI. 1 S. 42, 2909; 20031 S. 738), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juli 2022 
(BGBI. 1 S. 1146) geändert worden ist. Örtlich zuständig ist die Bezirksregierung, in deren Be­
zirk die Stiftung ihren Sitz hat oder haben soll. 

(2) Oberste Stiftungsbehörde ist das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Mi­
nisterium. Es nimmt mit Ausnahme der Aufgaben nach § 6 Absatz 1 und 2 die Aufgaben der 
Stiftungsbehörde für Stiftungen wahr, an denen der Bund, das Land oder eine Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts, die unmittelbar der Aufsicht der Bundes- beziehungs­
weise Landesregierung oder oberster Bundes- beziehungsweise Landesbehörden unterlie­
gen, als Stifterin oder Stifter oder Zustifterin oder Zustifter beteiligt ist oder werden soll. 

(3) Das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Ministerium kann den Bezirksre­
gierungen die Durchführung erforderlicher Prüfungen übertragen. Es ist ermächtigt, ihnen Be­
fugnisse nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung zu übertragen. 

§3 
Statusklärung in Zweifelsfällen 

Bestehen Zweifel, ob es sich bei einer Einrichtung um eine Stiftung im Sinne dieses Geset­
zes handelt, oder ist die Rechtsnatur einer Stiftung zweifelhaft, entscheidet hierüber auf An­
trag die oberste Stiftungsbehörde. Antragsberechtigt ist, wer ein berechtigtes Interesse an 
der Entscheidung glaubhaft macht. 

§4 
Frist 

Über den Antrag auf Anerkennung beziehungsweise Genehmigung entscheidet die Stiftungs­
behörde innerhalb einer Frist von sechs Monaten; abweichende Entscheidungsfristen kann 
die Stiftungsbehörde in einer vorab öffentlich bekannt zu machenden Fristenregelung festset­
zen. Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie kann einmal angemessen 
verlängert werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. 
Die Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen. 
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Abschnitt 2 
Stiftungsaufsicht 

§5 
Aufsicht 

(1) Stiftungen unterliegen der Aufsicht des Landes im Sinne des § 83 Absatz 2 des Bürgerli­
chen Gesetzbuches; kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen nach § 11 je­
doch nur nach Maßgabe des § 12. 

(2) Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend private Zwecke verfolgen, unterliegen nur 
insoweit der Stiftungsaufsicht, als sicherzustellen ist, dass ihre Betätigung gesetzlich ge­
schützten öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft. § 6 Absatz 1 und 2 sowie § 9 sind nicht 
anzuwenden. 

(3) Die behördlichen Unterlagen über die Anerkennung und Beaufsichtigung einzelner Stiftun­
gen unterliegen nicht dem allgemeinen Informationszugang nach dem Informationsfreiheits­
gesetz Nordrhein-Westfalen vom 27. November 2001 (GV. NRW. S. 806) in der jeweils gel­
tenden Fassung. 

§6 
Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, der Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermögensübersicht und 
einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke zur Prüfung vorzulegen. Die Stiftungsbe­
hörde kann eine kürzere Vorlagefrist festlegen, insbesondere wenn vorangegangene Jahres­
abrechnungen beanstandet wurden oder die Stiftung wiederholt ihrer Verpflichtung nach Satz 
1 verspätet nachgekommen ist. 

(2) Wird die Stiftung durch eine Behörde, einen Prüfungsverband, die Prüfungsstelle eines 
Sparkassen- und Giroverbands, eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine vereidigte Buchprüferin, einen vereidigten Buchprüfer 
oder eine Buchprüfungsgesellschaft oder vergleichbare Stellen geprüft und erstreckt sich die 
Prüfung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmäßige Verwen­
dung der Stiftungsmittel, soll die Stiftungsbehörde von einer eigenen Prüfung absehen. Die 
Stiftungsbehörde kann eine Prüfung nach Satz 1 verlangen. 

(3) liegen der Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der Stiftung 
gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu Aus­
kunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen. Im Rahmen einer ord­
nungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vor­
nehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

§7 
Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) Die Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem Stif­
terwillen, hilfsweise dem mutmaßlichen Stifterwillen, oder gesetzlichen Regelungen widerspre­
chen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimmten angemes­
senen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. Beanstandete Beschlüsse oder 
Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die Stiftungsbe­
hörde anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen Frist 
durchgeführt wird. 
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(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der Stiftungsbehörde binnen 
einer von der Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann diese die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 
S. 818) in der jeweils geltenden Fassung vollstrecken. 

§8 
Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 

( 1) Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber bestehenden 
Pflichten nicht in der Lage, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds und die 
Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen. Sie kann dem Mitglied die Wahr­
nehmung seiner Geschäfte einstweilen untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht binnen einer ihr 
gesetzten angemessen Frist nach, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung des Mitglieds 
verfügen. 

(3) Reichen die Befugnisse der Stiftungsbehörde nach § 84c des Bürgerlichen Gesetzbuches 
oder den §§ 6, 7 und 8 Absatz 1 und 2 nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin oder des 
Stifters und den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Stiftung zu gewährleisten oder wie­
derherzustellen, kann die Stiftungsbehörde die Durchführung der Beschlüsse und Anordnun­
gen auf Kosten der Stiftung einer Sachwalterin oder einem Sachwalter übertragen. Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer Bestellungsurkunde festzulegen. 

(4) Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

§9 
Klärung und Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 

Erlangt die Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzansprüche 
der Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur Klärung und Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen. Die 
Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die Stiftung. 

Abschnitt 3 
Auskunft zu Stiftungen 

§ 10 
Öffentliches Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigungen 

(1) Stiftungen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes werden in einem elektronischen Stif­
tungsverzeichnis erfasst, welches nur über das Internet zugänglich ist. 

(2) In das Stiftungsverzeichnis sind einzutragen: 

1. der Name der Stiftung, 
2. der Sitz der Stiftung, 
3. die Zwecke der Stiftung, 
4. die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung, 
5. die vertretungsberechtigten Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungsberech­

tigung, 
6. das Datum der Anerkennung als rechtsfähige Stiftung und 
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7. die zuständige Stiftungsbehörde. 

Änderungen der Angaben zu den Nummern 1 bis 5 sind der Stiftungsbehörde unter Vorlage 
der etiorderlichen Unterlagen unverzüglich nachzuweisen. 

(3) Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

(4) Die Führung und Aktualisierung des öffentlichen Stiftungsverzeichnisses obliegt den Be­
zirksregierungen für die in ihrem Bezirk ansässigen Stiftungen. Sie stellen auf Antrag eine 
Bescheinigung darüber aus, wer nach Maßgabe der Satzung und der von der Stiftung mitge­
teilten Angaben zur Vertretung der Stiftung berechtigt ist. 

Abschnitt 4 
Kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen 

§ 11 
Begriffsbestimmung 

( 1} Kirchliche Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerli­
chen Rechts, die 

1. von einer Kirche oder von einer einer Kirche zuzuordnenden Einrichtung zur Wahrneh­
mung überwiegend kirchlicher, auch diakonischer oder karitativer Aufgaben errichtet sind 
und nach innerkirchlichen Regelungen der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unterliegen 
oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters überwiegend kirchlichen, auch diakoni­
schen oder karitativen Zwecken dienen und der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unterlie­
gen sollen. 

(2) Den kirchlichen Stiftungen gleichgestellt sind Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die 

1. von einer öffentlich-rechtlichen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft zur Wahr­
nehmung ihrer religiösen oder weltanschaulichen Ziele errichtet sind und nach für diese 
verbindlichen Regelungen einer besonderen Stiftungsaufsicht unterliegen oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters den Zielen einer öffentlich-rechtlichen Re­
ligions- oder Weltanschauungsgemeinschaft dienen und einer besonderen Stiftungsauf­
sicht nach Maßgabe der für diese Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft verbind­
lichen Regelungen unterliegen sollen. 

§ 12 
Anzuwendende Vorschriften 

(1} Für kirchliche Stiftungen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes ergibt. 

(2) Für die Statusklärung in Zweifelsfällen gilt § 3 mit der Maßgabe, dass vor einer Entschei­
dung die Kirche zu hören ist. 

(3) Die kirchlichen Stiftungen unterliegen kirchlicher Stiftungsaufsicht. Sie ist im Sinne des § 83 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches auszuüben. Die kirchlichen Behörden sind die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne des § 84c des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die 
Bestimmungen des Abschnitts 2 finden auf kirchliche Stiftungen keine Anwendung; insoweit 
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obliegt es den Kirchen, Art und Umfang der erforderlichen Regelungen in eigener Verantwort­
lichkeit zu treffen. Die Bestimmungen, die hierzu in kirchlichen Stiftungsordnungen erlassen 
werden, werden auch im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen ver­
öffentlicht. 

(4) Die Anerkennung als kirchliche Stiftung nach§ 80 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches sowie Genehmigungen und Entscheidungen gemäß den§§ 85a, 86b, 87 Absatz 3 und 
§ 87a des Bürgerlichen Gesetzbuches bedürfen der Zustimmung der zuständigen kirchlichen 
Behörde. 

(5) Die Eintragung kirchlicher Stiftungen in das Stiftungsverzeichnis nach § 10 erfolgt nur im 
Einvernehmen mit der jeweiligen Stiftung und der zuständigen kirchlichen Behörde. Auf Grund­
lage ihrer Bestimmungen stellt die zuständige kirchliche Behörde den kirchlichen Stiftungen 
eine Vertretungsbescheinigung im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 aus. 

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung einer kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den Fall, 
dass es an einer Bestimmung zur Anfallberechtigung durch oder aufgrund der Satzung fehlt, 
abweichend von§ 87c Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches an die Kirche, die die 
Stiftung beaufsichtigt hat. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für die den kirchlichen Stiftungen gleichgestellten Stiftungen 
entsprechend. 

Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 13 
Einführung des Stiftungsregisters 

Ab dem 1. Januar 2026 finden die§§ 1 0 und 12 Absatz 5 auf Stiftungen, die nach dem 31. De­
zember 2025 entstanden sind, keine Anwendung. Das Gleiche gilt für bestehende Stiftungen, 
die vor dem 1. Januar 2026 entstanden sind, ab dem Zeitpunkt, zu dem sie gemäß § 11 Ab­
satz 1 des Stiftungsregistergesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 2947, 2953) durch die Re­
gisterbehörde in das Stiftungsregister eingetragen worden sind. 

§14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Stiftungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 52), das zuletzt durch Gesetz 
vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 112) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) Die§§ 10 und 12 Absatz 5 treten am 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2023 

Andre Kuper 
Präsident 
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Die Kirchenleitung legt der Landessynode den Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengeset-

zes zur Ausführung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD mit der Bitte vor, den Entwurf als Kir-

chengesetz zu verabschieden.  
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Eine entsprechende Regelung für privatrechtlich beschäftigte Pfarrerinnen ist geplant, kann aber aufgrund der 

Unterschiede zwischen Dienst- und Arbeitsrecht nicht Gegenstand dieses Gesetzes sein. 

 

Zur Wahrung des Besoldungsgefüges muss die Ephoralzulage neu festgelegt werden. Auch wenn die Kirchen-

kreise in ihrer Größe sehr heterogen sind, wird an einer einheitlichen Besoldung (A16) der Superintendentin-

nen und Superintendenten festgehalten. Auch für die Assessorinnen und Assessoren soll die Vergütung künftig 

einheitlich (A15) sein. Die Differenzierung der Ephoralzulage für Assessor/-innen nach Kirchenkreisgröße ent-

fällt. 

In den Veränderungsprozessen der Kirche spielt die mittlere Leitungsebene eine entscheidende Rolle. Hier 

werden notwendige Transformationsaufgaben geleistet. Besondere Bedeutung hat die mittlere Leitungs-

ebene unter anderem bei den Bemühungen zum Wandel und zur Verringerung der Anzahl der Körperschaften. 

Dies erfordert eine strukturelle Stärkung und fortgesetzte Qualifizierung der Leitungsämter im Kirchenkreis. 

 

§ 21 Abs. 2 regelt, dass alle Pfarrerinnen und Pfarrer die am 1. Januar 2025 im aktiven Dienst befindlich sind 

und die Voraussetzungen der Durchstufung erfüllen durchgestuft werden. Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhe-

stand werden nicht nachträglich durchgestuft. Diese Regelung macht die Rückkehr zur Durchstufung bereits 

im Jahr 2025 möglich. Dies zeigt sich auch in den Berechnungen der Heubeck AG, die maßgeblich für die Fest-

legung des Zeitpunkts der Wiedereinführung der Durchstufung waren.  

 

Klargestellt ist auch, dass die Durchstufung unmittelbare Auswirkungen auf die ruhegehaltsfähigen Dienstbe-

züge hat und § 5 Abs. 3 BeamtVG (zweijährige Wartefrist) keine Anwendung findet.  

 

Die Kostendifferenz wurde von der Heubeck AG bereits im Vorfeld der Synode 2019 prognostiziert. Aussage-

kräftig sind dazu insbesondere die Seiten 891 ff. des Synodenbandes 2019, die als Anlage 3 beigefügt wurden. 

Die damals angewandten Planungsparameter gelten unverändert.  

 

Darüber hinaus zeichnet dieses Gesetz eine Entwicklung der letzten Jahre nach. Das AG.BVG-EKD startete als 

weitgehend gleichlautende Regelung der drei Landeskirchen in Nordrhein-Westfalen. Unterschiedliche Rege-

lungen in den Landeskirchen wurden benannt.  

Es wurde jedoch immer deutlicher, dass spätestens mit der Anwendung der Bundesbesoldungstabelle in der 

EKiR die Anforderungen an das Gesetz andere geworden sind, so dass eine gemeinsame Weiterentwicklung 

des gemeinsamen Rechtstextes nicht mehr zweckmäßig ist. Daher wurde der Bezug auf besondere Regelungen 

der EKiR aus dem Text gestrichen.  
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Weiterhin wird durch die Regelung in § 5 Abs. 2 nun auch öffentlich-rechtlich Bediensteten die Möglichkeit 

des Jobrads durch eine Regelung zur Entgeltumwandlung ermöglicht. Weiterhin enthält das Gesetz in § 5 Ab-

satz 3 eine Verordnungsermächtigung zur Regelung von Jobtickets. 

 

Der Gesetzentwurf wurde dem Pfarrverein und dem Verband kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Rheinland-Westfalen Lippe zur Verfügung gestellt, die die darin getroffenen Regelungen begrüßen. Der vkm 

brachte noch zusätzlich Wünsche nach Regelungen zum sog. Altersgeld und zum Absenkungsfaktor in das Ge-

setzgebungsverfahren ein. 

Regelungen zum Altersgeld werden in der EKvW erst denkbar, wenn das Land NRW entsprechende Regelun-

gen trifft, um nicht einen systematischen Bruch zwischen Versorgung und Altersgeld zu erzeugen. 

Der Absenkungsfaktor bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen dient der Umsetzung der Nichtzahlung der 

Sonderzahlung an Ruhegehaltsempfänger, die von der Landessynode zuletzt im Jahr 2017 bestätigt wurde. 

Eine Diskussion im laufenden Gesetzgebungsverfahren ist nicht möglich, da zunächst die Auswirkungen auf 

die kirchlichen Haushalte und den Deckungsgrad der VKPB geprüft werden müssten. 

 

Das Inkrafttreten der Durchstufungsregelungen ist für den 1. Januar 2025 vorgesehen. Bereits ein Jahr zuvor 

sollen die Regelungen zu Jobrad und Jobticket in Kraft treten.  

 

 

 

Anlagen:  

Entwurf des Kirchengesetzes 

Stellungnahme des vkm 

Auszug aus dem Protokoll der Landessynode 2019 
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b) Absatz 1 wird aufgehoben. 
c) Der bisherige Absatz 2 wird zum Text des § 6. 

 5. § 8 wird wie folgt geändert: 
a) An den Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

Nach einer 12-jährigen hauptberuflichen Dienstzeit als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit erhal-
ten sie ein Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe 14 der Besoldungsordnung A (Durchstufung). 

b) Die Absätze 2 bis 9 werden wie folgt neu gefasst: 
(2) Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 Satz 2 sind anzurechnen: 
1. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Wahrnehmung eines Auftrages im Sinne von 
§ 5 des früheren Hilfsdienstgesetzes oder § 19 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes der EKU in der bis 
zum 30. Juni 2012 geltenden Fassung weiter im Hilfsdienst oder Probedienst (Entsendungsdienst) 
geblieben ist, 
2. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstellenverwal-
ter nach dem Kirchengesetz über das Amt der Predigerin oder des Predigers in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen oder als Gemeindemissionarin oder Gemeindemissionar in der Evangelischen 
Kirche im Rheinland ein Grundgehalt entsprechend der Besoldungsgruppe A 13 erhalten hat, 
3. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als Pastorin oder Pastor im Hilfsdienst oder als 
Pfarrerin oder Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) nach Zuerkennung der Anstellungsfä-
higkeit während einer Beurlaubung im kirchlichen Interesse einen hauptberuflichen (mindestens 
die Hälfte eines uneingeschränkten Dienstes umfassenden) pfarramtlichen Dienst wahrgenommen 
hat, 
4. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer einen pfarramtlichen Dienst als Inhaber einer Pfarr-
stelle in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis wahrgenommen hat. 
5. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als Pfarrerin oder Pfarrer im Probedienst gemäß Art. 
32 der Kirchenordnung mit der vollen Versorgung einer Pfarrstelle beauftragt gewesen ist. 
 

( 3 ) Nicht als Dienstzeiten im Sinne von Absatz 1 gelten Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge, einer Freistellung, eines Wartestands oder eines Ruhestands. Abweichend von Satz 1 sind 
anzurechnen: 
1. Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen Dienstes während einer Beurlaubung im kirchli-
chen Interesse oder einer Freistellung aus dienstlichen Gründen 
2. Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen Dienstes nach § 85 Absatz 2 oder § 94 Absatz 3 des 
Pfarrdienstgesetzes der EKD (PfDG-EKD), 
3. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zur Dauer von drei Jahren für jedes Kind, höchstens aber sechs 
Jahre. 
 

( 4 ) Der Anspruch auf Anhebung des Grundgehalts nach Absatz 1 Satz 2 ruht, solange die Pfarrerin 
oder der Pfarrer im Zusammenhang mit der Einleitung oder Durchführung eines Disziplinarverfah-
rens beurlaubt oder vorläufig des Dienstes enthoben ist. Dies gilt entsprechend, solange die Pfar-
rerin oder der Pfarrer in einem Lehrbeanstandungsverfahren beurlaubt ist. Die Zeit des Ruhens 
wird auf die Dienstzeit zur Anhebung des Grundgehalts nach Absatz 1 nicht angerechnet, 
1. wenn das Disziplinarverfahren zur Amtsenthebung oder Entfernung aus dem Dienst führt, 
2. wenn das Dienstverhältnis zur Vermeidung oder Erledigung des Disziplinar- oder Amtsenthe-
bungsverfahrens durch Entlassung oder Ausscheiden endet, 
wenn das Dienstverhältnis infolge des Lehrbeanstandungsverfahrens durch Ausscheiden endet. 
 
( 5 ) 1 Superintendentinnen und Superintendenten sowie Assessorinnen und Assessoren erhalten 
während der Dauer ihres Amtes eine das Grundgehalt ergänzende Ephoralzulage, deren Höhe sich 
aus der Anlage ergibt. 2 Absatz 7 Satz 3 gilt entsprechend. 3 Zulagen nach Satz 1 gehören zu den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen. 
 

( 6 ) 1 Für Pfarrerinnen und Pfarrer, die Inhaberinnen oder Inhaber einer Pfarrstelle mit besonders 
hervorgehobener Funktion sind oder denen zusätzlich ein besonderer Aufgabenbereich von den 
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Die Kirchenleitung legt der Landessynode die nachstehende gesetzesvertretende Verordnung vor und bittet 

sie, zu beschließen:   

 

Die gesetzesvertretende Verordnung zur Änderung des Ausführungsgesetzes zum Kirchengesetz zur Regelung 

der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 

26.09.2023 wird gemäß Artikel 144 Abs. 2 der Kirchenordnung bestätigt. 
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III. 

Die gesetzesvertretende Verordnung ist nach Artikel 144 Abs. 2 der Kirchenordnung der Landessynode zur 

Bestätigung vorzulegen. Um diese Bestätigung wird die Landessynode hiermit gebeten.   

 

 

 

 

 

 

 

Anlage:  

Gesetzesvertretende Verordnung 
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Thema Prädikant:innen 

Beschluss-Nummer 15/2022-2 

Antrag Ev. Kirchenkreis Iserlohn 

Synodenvorlage 6.1.1. 

Überwiesen an Kirchenleitung 

Ausführung Siehe Bericht zum Beschluss Nr. 10/2022-2 

 
 

Thema Revision des Finanzausgleichsgesetzes (FAG)  

Beschluss-Nummer 33/2022-2 bis 36/2022-2 

Synodenvorlage 5.5. (F) 

Überwiesen an Kirchenleitung 

Ausführung Der Landessynode im Mai 2023 wurde ein Textentwurf zur Revision des Finanzaus-
gleichsgesetzes mit einem überarbeiteten Zeitplan vorgelegt. Der überarbeitete 
Zeitplan sieht nun ein Inkrafttreten der neuen Regelungen zum 01.01.26 vor. So be-
steht ausreichend Zeit für ein umfassendes Stellungnahmeverfahren durch Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreise. Die Kirchenleitung erhielt den Auftrag zur Durchfüh-
rung des Stellungnahmeverfahrens mit der Entwurfsfassung.   
Die angebotenen neun Informationsveranstaltungen wurden von insgesamt 260 
Teilnehmenden in Anspruch genommen. Diese stammten aus Presbyterien, Kreissy-
noden, Kreissynodalvorständen, sowie aus dem Bereich von hauptamtlichen Mitar-
beitenden in der EKvW.   
Das Stellungnahmeverfahren endet am 31.12.2023, so dass die Beratungen des Ge-
setzesentwurfs unter Einbeziehung der Rückmeldungen bereits in der Synodalta-
gung im Mai 2024 fortgesetzt werden können. So kann der Zeitplan zur Verabschie-
dung des Gesetzes im November 2024 eingehalten werden 

 
 

Thema Haushaltsplanung IT.EKvW 2023 sowie Mittelfristplanung 2024-2027 

Beschluss-Nummer 38/2022-2 

Synodenvorlage 5.2.2. (F) 

Überwiesen an Kirchenleitung 

Ausführung Siehe Anlage 
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Im Haushalt 2024 erhöht sich das Risiko durch 
nicht rechtzeitig durchgeführte Vorprojekte auf 
bis zu 1,2 Mio. EUR, wenn von den geplanten 
Migrationen keine einzige durchgeführt werden 
sollte. 
 
Wegen der fehlenden Verbindlichkeit im 
System ist eine belastbare Projektplanung nur 
unter Vorbehalt möglich. 
 

11. In den Beratungen hat sich die Bedeutung 
der Kommunikation in und für Cumulus als 
wesentlich herausgestellt. Die Landessynode 
bedauert, dass ihr Beschluss Nr. 26/2021-2 
nicht umfassend umgesetzt wurde und der 
Stellenplan 2023 bisher keine Stelle für 
Kommunikation vorsieht. Die Kirchenleitung 
wird gebeten, diesen Beschluss forciert 
umzusetzen, dafür können außerplanmäßige 
Aufwendungen aus Mitteln gern. § 2 Abs. 2 
Ziffer 2 Buchstabe b des FAG eingesetzt 
werden. 

Zwei Stellenbesetzungsverfahren wurden im 
Jahr 2023 erfolglos durchgeführt und 
abgebrochen. 
 
Im ersten Verfahren gingen fünf Bewerbungen 
ein. Mit zwei Bewerbern wurden Gespräche 
geführt. Ein Bewerber erhielt eine Zusage, 
unterschrieb jedoch nicht den angebotenen 
Arbeitsvertrag. 
 
Im zweiten Verfahren gingen drei Bewerbungen 
ein. Mit drei Bewerbern wurden Gespräche 
geführt. Keiner der Bewerber brachte die 
erforderliche Qualifikation mit. 
 
Eine erneute Ausschreibung ist in Arbeit. Mit 
einer Besetzung ist frühestens zum 01.01.2024 
zu rechnen. 
 

 

Bielefeld, 02.10.2023 

gez. Martin Bock 



1.1.1. (F) 
 

Ausschuss: 

Tagungs-Finanzausschuss  

Berichterstattung: 

Synodaler: Riesenberg 

Vorlage: 

IT Cumulus 

 

 

Beschluss: 

 

Die Landessynode hat beschlossen: 

Die Landessynode nimmt die ausführlichen Beratungen des Tagungsfinanzausschusses, die auf Antrag 

des Synodalen Schwartze erfolgt sind, zur Kenntnis. 

Die Landessynode nimmt die unterschiedlichen Empfehlungen des IT-Rates und des ständigen 

Finanzausschusses zum Haushalt 2023 der IT.EKvW sowie das dem ständigen Finanzausschusses 

zustimmende Votum des Tagungsfinanzausschusses zur Kenntnis.  

Die Kirchenleitung wird gebeten, zeitnah eine externe Begutachtung der IT.EKvW und des Programms 

Cumulus in Auftrag zu geben und dafür die nötigen finanziellen Ressourcen bereitzustellen. 

Das Ergebnis dieser Begutachtung dient als Grundlage für alle weiteren - auch finanziellen - 

Entscheidungen zur IT.EKvW. 

Die Landessynode bittet die IT.EKvW, die Interessen der in der Migration befindlichen und der bereits 

migrierten Kirchenkreise bei der Programmumsetzung hinreichend zu berücksichtigen. 
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Er formuliert die Strategie zur Erreichung der Klimaschutzziele und weist Wege und Schrittfolgen der kon-

kreten Umsetzung für die einzelnen Ebenen und Leitungsgremien unserer Kirche auf.  

 

Der Klimaschutzplan EKvW besteht aus drei Teilen: der Einführung, den Handlungsbereichen und den An-

hängen.  

In der Einführung werden das Klimaschutzziel, der THG-Reduktionspfad und die Bilanzierungssystematik 

thematisiert. 

Im Hauptteil werden Maßnahmenvorschläge für acht Handlungsbereiche (Organisation, Gebäudestrategie, 

Gebäudeeffizienz, Erneuerbare Energien, Mobilität, Beschaffung, Kirchenland und Bildung und Kommuni-

kation) definiert. 

In den Anhängen sind weitere Umsetzungswerkzeuge zusammengestellt, beispielsweise eine tabellarische 

Zusammenstellung von Verantwortlichkeiten und Meilensteine zu den einzelnen Handlungsbereichen, Bi-

lanzierungsstandards, Standards zur Erstellung kreiskirchlicher Klimaschutzkonzepte und eine Handrei-

chung zur Verwendung der Klimapauschale. Die Anhänge können und sollen in kürzeren Rhythmen aktua-

lisiert werden und sind deshalb nicht Gegenstand des Kirchenleitungsbeschlusses. 

 



1

Klimaschutzplan
EKvW 
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1Grundlegendes

„Der Klimaschutzplan macht  
uns Beine und hält uns auf Kurs. 
Wir kennen jetzt nicht nur das 
Ziel, sondern auch konkrete 
Schritte und wichtige Stationen 
auf dem Wege dorthin.“

Präses Dr. h. c. Annette Kurschus
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Einleitung
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Der Kontext 

In den letzten Jahrzehnten hat sich die EKvW auf 
vielen Wegen für Klimaschutz und eine menschen-
würdige und nachhaltige Entwicklung engagiert, 
die die Rechte aller Menschen achtet und schützt. 
Dahinter steht die Überzeugung, dass wir als Chris-
tinnen und Christen eine Mitverantwortung für die 
Bewahrung der Schöpfung tragen.

Die EKvW hat sich im November 2022 mit ihrem 

Klimaschutzgesetz verbindliche Klimaschutzziele1 

gesetzt. Das Klimaschutzgesetz der EKvW setzt die 

Klimaschutzrichtlinie der EKD2, die hier keine un-
mittelbar geltenden Rechtswirkungen entfaltet, im 
Kirchenrecht der EKvW um.

Der Klimaschutzplan 

Das Klimaschutzgesetz tri�t selbst keine Regelun-
gen zu konkreten Maßnahmen, sondern sieht zu 
diesem Zweck das umfassendere und dynamische-
re Instrument des Klimaschutzplans vor. Er formu-
liert die Strategie zur Erreichung der Klimaschutz-
ziele. Der Klimaschutzplan richtet sich an alle 
Ebenen der EKvW (Kirchengemeinden, Kirchen-
kreise, Landes-kirche sowie deren Einrichtungen3) 
und benennt die Maßnahmen, die in den einzelnen 
Körperschaften zur Erreichung der Klimaschutz-
ziele erforderlich sind. Damit ist er Werkzeug für 
die strategische Planung, Nachschlagewerk für die 
praktische Umsetzung und Maßstab zur Überprü-
fung der Zielerreichung. 

Der Klimaschutzplan wird alle vier Jahre (erstmals 
2023) vom landeskirchlichen Klimabüro vorge-
legt und von der Kirchenleitung beschlossen. Die 
Anhänge werden nicht mit beschlossen, sondern 
laufend aktualisiert.

Klimaschutzziele

Emissionskompensation 

Emissionskompensation ist eine Möglichkeit, un-
vermeidbare Treibhausgasemissionen durch Unter-
stützung von Klimaschutzprojekten an anderen 
Orten auszugleichen. Sie sollte nicht als Ersatz für 
Energieeinsparmaßnahmen und Su�zienzstrategien 
angesehen werden. Kompensationen können jedoch 
dazu beitragen, den Klimaschutz in anderen Regio-
nen zu fördern und somit eine positive Wirkung auf 
die globale Klimabilanz haben. Es gilt die Reihenfol-
ge: Vermeiden � Reduzieren - Kompensieren.

Spätestens ab dem Jahr 2036 sind alle in der THG-
Bilanz ausgewiesenen THG-Emissionen in voller 
Höhe jährlich zu kompensieren (§ 3 Abs. 2 KliSchG). 
Die Abgabe kann als sogenannte �freiwillige CO2e-
Kompensation� durch Förderung von Klimaschutz-
projekten erfolgen. Die Projekte müssen durch einen 
Qualitätsstandard (z. B. Gold Standard wie beispiels-
weise die Klima-Kollekte, Veri�ed Carbon Standard, 
Social Carbon, Moor Futures � siehe Ratgeber des 
Bundesumweltamtes) zerti�ziert sein. Die Höhe der 
Abgabe je Tonne THG-Emissionen wird im Klima-
schutzplan 2032-2035 verbindlich festgelegt.

Zur Erarbeitung des Klimaschutzplans fand ein 
partizipativer Prozess statt. Über das Jahr 2023 
hinweg veranstaltete das landeskirchliche Klimabüro 
8 Fokusgruppen mit insgesamt 18 Onlinetre�en, bei 
denen die vom Klimabüro entwickelten Texte disku-
tiert und inhaltlich vertieft wurden. An den Tre�en 
nahmen 47 ehren- und hauptamtlich Mitarbeitende 
aus allen Bereichen der EKvW teil.

Das Klimabüro 

Das landeskirchliche Klimabüro ist ein Team von 
Mitarbeitenden, die an verschiedenen Stellen in 
die Struktur der Landeskirche eingebunden sind. 
In enger Zusammenarbeit mit vielen ehren- und 
hauptamtlichen Mitarbeitenden unterstützt es alle 
kirchlichen Körperschaften beim Klimaschutz und 
bildet ein Klimaschutznetzwerk mit den Klima-
schutzmanagenden der Kirchenkreise. So ist es 
auch Anlaufstelle für alle Anliegen, die in Zusam-
menhang mit dem Klimaschutzplan stehen.

Die Umsetzung 

Die entscheidende Herausforderung im Klima-
schutzprozess ist es, �ins Handeln� zu kommen 
und aus Worten Taten werden zu lassen. Dabei 
werden nicht die Anzahl und Größe praktischer 
Hürden verkannt, die bei der Umsetzung zu über-
winden sind und nicht zuletzt die Finanzierung 
betre�en. Alle kirchlichen Körperschaften sind 
aufgefordert, nach guten Lösungen zu suchen, um 
die bestmögliche Klimaschutzwirkung zu erzielen.

gewährleistet. Dieser Pfad sieht bis zum 31. Dezem-
ber 2035 eine Reduktion auf 10 % der THG-Emis-
sionen des Basisjahres vor. Ab 2035 soll durch eine 
Reduktion von jährlich 1 % Treibhausneutralität bis 
2045 erreicht werden. Ab dem Jahr 2035 ist vorge-
sehen, dass die verbleibenden Emissionen durch eine 
Emissionsabgabe kompensiert werden. 

Mit der neuen Bilanzierung von Treibhausgasen 
(THG), die derzeit auf Kirchenkreis- und Landes-
kirchenebene erarbeitet wird, wird 2023 als Basis für 

den Emissionsreduktionspfad festgelegt.4 In diesem 
Jahr wird erstmalig eine �ächendeckende THG-Bi-
lanz mit hinreichender Datengüte erstellt. Zudem ist 
so die Vergleichbarkeit zu Bilanzen anderer Landes-
kirchen und der EKD sowie zur Situation im Basisjahr 

Reduktionspfad EKvW, Bezugsjahr 2023
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4 �In der aktuellen Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 1 KliSchG 
wird hiervon abweichend das Jahr 1990 benannt.

1 �Das KliSchG ist mit Erläuterungen abrufbar unter 
www.kirchenrecht-westfalen.de (Nummer 846). Die 
zugehörige Verordnung zum Klimaschutzgesetz der 
Evangelischen Kirche von Westfalen zur Verwendung 
der Klimaschutzpauschale (VO.KliSchG) ist dort ab-
rufbar unter Nummer 847.

2 �Richtlinie der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zur Erreichung der Netto-Treibhausgasneutrali-
tät (Klimaschutzrichtlinie-EKD) vom 16. September 
2022, abrufbar unter www.kirchenrecht-ekd.de/
document/51466 

3 zum Anwendungsbereich siehe § 1 Abs. 2 KliSchG
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Weitere Nachhaltigkeitsziele

1. Ökologische Nachhaltigkeit 
 
Ökologische Nachhaltigkeit: Durch die Förderung der ökologischen Nachhaltigkeit werden langfristig eine 
gesunde Umwelt und lebenswerte Lebensbedingungen für Mensch und Natur gesichert. Das Naturkapital (d. h. 
natürliche Ressourcen und Ökosysteme) hat dabei einen eigenen Wert und diesen gilt es unabhängig von  

menschlichem Nutzen zu erhalten.

   �Reduzierung des Süßwasserverbrauchs/
Hochwasserschutz: Durch e�zientere 
Technologien und eine sparsamere Nutzung, 
beispielsweise in kirchlichen Gebäuden und 
auf kirchlichen Flächen.

   �Erhalt der Biodiversität: Dazu gehört die 
Erhaltung von Lebensräumen, die Begren-
zung von Eingri�en in natürliche Prozesse 
und der Schutz bedrohter Arten.  

�3. Ökonomische Nachhaltigkeit  

 

�2. Soziale Nachhaltigkeit
 
Die Orientierung an sozialer Nachhaltigkeit ist, gerade in Zeiten massiver Veränderung, entscheidend 
für eine gerechte Ausgestaltung und langfristige Aufrechterhaltung gesellschaftlicher Systeme. Es gilt, 
nicht nur soziale Kosten zu vermeiden, sondern die Möglichkeiten und Bereitschaft zur Mitwirkung und 
damit auch die Wirkung und Akzeptanz von Maßnahmen zu erhöhen. Dabei sind Gerechtigkeits- und 
Partizipationsfragen leitend � globalräumlich, inter- und intragenerationell, sowohl Chancen- wie auch 
Verteilungsgerechtigkeit betre�end. 

Durch die Umsetzung der Strategie EkvW 2040 wird die Finanzkraft der Kirche gefordert. Sie soll jedoch 
nicht überfordert werden. Das Ziel ist vielmehr, ökonomische Spielräume der Kirche im Transformations-
prozess dauerhaft zu erhalten. Im Zentrum der Umsetzung des Klimaschutzprogramms steht daher ein 
möglichst e�zienter Einsatz von Mitteln. Dabei soll ein Maximum an E�ektivität der Maßnahmen im 
Sinne des Programms erreicht werden. 

   �Sozial-ökologische Projekte unterstützen 
und initiieren: Beispielsweise (Urban) Garde-
ning- oder Upcycling-Projekte, Repair-CafØs, 
Kleiderbörsen, Fahrrad- oder Carsharing-Initia-
tiven und Saatgut- oder P�anzentauschbörsen.

   �Gemeinschaftliche Gebäudenutzung: Kirch-
liche Räume als o�ene Tre�punkte für die 
Gemeinde und den Sozialraum anbieten, um 
gegenseitiges Verständnis, Kooperationen,  
gemeinsame Aktivitäten und Projekte entfalten 
zu können.

   �Gemeinwesen und Gemeinwohl fördernde 
Organisationsformen unterstützen, Koope-

rentierlich vermarktet, um Mittel zur nachhal-
tigen Sanierung des verbleibenden Gebäudebe-
stands zu erwirtschaften (vgl. 3.3.5.).

   �Gebäudee�zienz: Die dauerhafte Senkung des 
Ressourcenverbrauchs in den verbleibenden 
Gebäuden wird erreicht durch eine energiespa-
rende Gebäudenutzung und Energiee�zienz-
maßnahmen in Neubau und Sanierung.

Da Treibhausgasemissionen nur 
einen Teilaspekt der planetaren 
Grenzen betre�en, werden über 
die Reduzierung der Treibhausgas-
emissionen hinaus weitere Nach-
haltigkeitsziele5 festgelegt. Eine 
bloße Reduzierung der Treibhaus-
gasemissionen im kirchlichen  
Bereich könnte bedeuten, dass die 
ökologischen, sozialen und ökono-
mischen Folgen unberücksichtigt 
blieben.  

   �Reduzierung des Flächenverbrauchs: Durch 
eine e�zientere Nutzung und Neuausrichtung 
und Entsiegelung von bestehenden Flächen.

   �Anpassungen an den Klimawandel: Dazu 
zählen unter anderem Maßnahmen zur Redu-
zierung des Hitzeertrags in besiedelten Flächen, 
wie z. B. Dach- und Fassadenbegrünung und 
sommerlicher Wärmeschutz.

rationen entwickeln, bzw. sich selbst an ge-
nossenschaftlichen Modellen, Vereinen, Formen 
sozialen Unternehmertums beteiligen oder 
diese (mit-) aufbauen.

   �Zielgruppenerweiterung: Angebote im Be-
reich soziale und ökologische Nachhaltigkeit für 
weitere Zielgruppen, ökumenisch bis überkon-
fessionell, ö�nen. Den interkulturellen Dialog 
im Sozialraum fördern, z. B. durch gemeinsame 
Veranstaltungen, interkulturelle Begegnungen 
oder Sprachkurse, um Vorurteile abzubauen, 
auf Augenhöhe zu kommunizieren, und gegen-
seitiges Verständnis zu entwickeln.

   �Su�zienz Strategien: Aktive und Beteiligte in 
allen kirchlichen Handlungsbereichen werden 
dazu sensibilisiert, geschult und befähigt, res-
sourcenschonend zu handeln.

   �Gebäudestrategie: Die Anpassung (d. h. Ver-
ringerung) des kirchlichen Gebäudebestandes an 
den zukünftigen Bedarf reduziert den gesamt-
kirchlichen Ausstoß von THG-Emissionen und 
den Kostendruck im Gebäudebetrieb. Gebäude, 
die dauerhaft nicht mehr für gemeindliche 
Zwecke benötigt werden, werden möglichst 
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Ökologie

Soziales Ökonomie

5 �§ 3 Abs. 3 KliSchG sieht die Möglichkeit vor, im 
Klimaschutzplan weitere Nachhaltigkeitsziele über 
die Reduzierung von THG-Emissionen hinaus fest-
zulegen.
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Klimaschutzstrategie

 

Im Gebäudebereich bedeutet das, dass zunächst 
die genutzten Gebäude analysiert, bilanziert und 
an Bedarf und Finanzkraft angepasst werden. 
Dabei gilt es, auch bisheriges Nutzungsverhalten 
zu hinterfragen und Verhaltensmuster aufzubre-

chen (Su�zienzstrategie6). Verbleibende Gebäude 
werden energetisch saniert, die Energiee�zienz 
wird gesteigert, insbesondere von Heizungen und 
elektronischen Geräten. Schließlich setzt die Stra-
tegie auf den Umstieg auf erneuerbare Energien 

Treibhausgasbilanz

THG-Bilanzen bilden die Basis des quantitativen 
Monitorings und Controllings beim Klimaschutz. Die 
THG-Bilanz der EKvW gibt einen Überblick über die 
Verteilung der Energieverbräuche und THG-Emissio-
nen nach Handlungsbereichen (Gebäude und Mobili-
tät) und Energieträgern (z. B. Öl, Gas, Strom) in den 
kirchlichen Körperschaften und hilft dabei, über Jahre 
hinweg die langfristigen Tendenzen des Energieein-
satzes und der THG-Emissionen aufzuzeigen und 
zu steuern. Die EKvW orientiert sich in ihrer THG-
Bilanz an der Arbeitsanleitung �Zur Ermittlung der 
CO2-Emissionen in Landeskirchen und Diözesen� der 
FEST in ihrer 5. Au�age Juli 2021, am Greenhouse Gas 
Protocol und am BISKO-Standard. 

Die Bilanzdaten sind zudem eine wesentliche Voraus-
setzung für die Erstellung von Klimaschutzindika-
toren. Klimaschutzindikatoren sind Werte, die in der 
Bilanz ermittelten Emissions- bzw. Verbrauchsdaten 
ins Verhältnis mit weiteren Faktoren setzen (Bsp.: 
verbrauchte Kilowattstunden pro Quadratmeter pro 
Jahr; emittierte Tonnen THG pro Gemeindeglied pro 
Jahr). So werden die Bilanzergebnisse vergleichbar, 
beispielsweise mit anderen Gebäuden, kirchlichen 

Körperschaften oder Kommunen. Zudem können 
verschiedene Unterziele (z. B. Anteil erneuerbarer 
Energien) festgelegt und der Grad der Zielerreichung 
kontrolliert werden.

Erfasst werden sollen die jährlichen Strom- und 
Wärmeenergieverbräuche der unmittelbar kirchlich 
genutzten Gebäude und die Dienstfahrtenkilometer 
von Mitarbeitenden (ehrenamtlich und beru�ich) 
gebündelt für die jeweiligen Körperschaften. Da-
für können sie die zentralen Verwaltungsstellen die 
jährlichen Rechnungsdaten der Energiedienstleister 
und Reisekostenabrechnungen der Mitarbeitenden 
nutzen. Die Daten sollen jährlich bis spätestens zum 
30. Juni des jeweils nachfolgenden Jahres bereitge-
stellt werden. Als Unterstützung wird im Jahr 2024 
ein automatisiertes Energiemonitoring erprobt.

Die Handlungsbereiche Bescha�ung und kirchliche 
Flächen werden von der landeskirchlichen THG-Bilanz 
noch nicht erfasst, da diese nicht zu den Primär- und 
Sekundäremissionen zählen und nur schwer zu bilan-
zieren sind. Prozentuale Schätzungen der in diesen 
Sektoren anfallenden Emissionen werden erarbeitet.7
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Die Klimaschutzstrategie der Evangelischen Kirche von Westfalen 
umfasst vier zentrale Handlungsschritte:

1. �Ermittlung des Ist-Zustands  
(Bestandsermittlung/Bilanzierung)

2.� �Anpassung des Bestands an den  
abzusehenden Bedarf

3. �Steigerung der Energiee�zienz 
im verbleibenden Bestandzienz

4. Umstieg auf  
erneuerbare Energien

Bilanz nach 
EKD-Vorgaben

zus. Bilanzen
Nebenbilanzen: Bei Bedarf zusätzliche  
Informationen zur Einordnung

Energieverbräuche 
kirchlicher Gebäude

Verkehrsmengen 
Dienstfahrten

Eigenvebrauch  
PV-Strom

Bescha�ung und  
Kirchenland

Energie- 
monitoring

Ökostrom Renditeobjekte

Netzeinspeisung  
EE

entsprechend des abzusehenden Energiebedarfs, 
um langfristig eine THG-neutrale Energieversor-
gung zu erreichen. 

Die gleichen Handlungsschritte lassen sich eben-
falls auf die anderen unmittelbar THG-relevan-
ten Handlungsbereiche anwenden: Mobilität, 
Bescha�ung und Kirchenland und Bildung und 
Kommunikation.

6 Zur Bilanzierung siehe umfassend Anhang 2.
7 �Su�zienz meint hier den sparsamen Umgang mit 

Energie und Material.
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2 Handlungs- 
bereiche

1. Organisation

3. Gebäudee�zienz

5. Mobilität

7. Kirchenland

2. Gebäudestrategie

4. Erneuerbare Energien

6. Bescha�ung

8. Bildung & Kommunikation
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1. Organisation 

1. Netzwerk

Ein Klimaschutznetzwerk durchdringt alle Ebenen 

unserer Kirche und kann alle Mitarbeitenden und 

Gemeindeglieder gleichermaßen erreichen. Jeder 

Kirchenkreis richtet allein oder im Zusammen-

schluss mit anderen Kirchenkreisen eine kreis-

kirchliche Fachstelle für Klimaschutz ein, die  

durch das landeskirchliche Klimabüro in ihrer 

Arbeit unterstützt wird. �

1. ��Landeskirchliche Gremien: Klimaschutz wird  

in den entsprechenden landeskirchlichen  

Gremien und Ausschüssen regelmäßig (min-

destens jährlich) thematisiert, insbesondere  

in den Konferenzen der Verwaltungsleitenden 

und der Superintendent:innen, dem Kollegium 

des Landeskirchenamtes, der Kirchenleitung 

und der Synode.  

2. �Kreiskirchliche Gremien: In allen Kirchenkrei-

sen werden Gremien mit dem Handlungsfeld 

Klimaschutz und Nachhaltigkeit beauftragt. 

Dabei ist es möglich, auf vorhandene Gremien-

strukturen (z. B. Bau, Finanzen, Gesellschaftli-

che Verantwortung, Umwelt) zurückzugreifen.

3. �Fachstellen für Klimaschutz:  In allen Kirchen-

kreisen werden Fachstellen für Klimaschutz 

eingerichtet.8 In den Kirchengemeinden werden 

Ansprechpersonen benannt. 

 

Um das Ziel der THG-Reduktion bis 2035 zu erreichen, wird eine entspre-
chende organisatorische Struktur aufgebaut. Dazu gehört die Etablierung 
eines �ächendeckenden Energie- und Berichtsmanagements sowie die 
Scha�ung einer Finanzierungsinfrastruktur zur Unterstützung von Investi-
tionen und Hilfsangeboten auf allen Ebenen der Kirche. Darüber hinaus  
werden konkrete Ansprechpersonen und klare Verantwortlichkeiten auf  
allen kirchlichen Ebenen de�niert.

3. Standards

Die gesamte EKvW zieht beim Klimaschutz an 

einem Strang und alle Verantwortlichen arbeiten 

vertrauensvoll zusammen. Erfolgreiche Strategien 

werden miteinander ausgetauscht und mögliche 

Synergien genutzt. Konzepte, Bilanzierungen und 

Berichte werden gemeinsam entwickelt und sind 

miteinander vergleichbar.

1. �Bilanzierung: THG-Bilanzen müssen für alle 

Organisationsebenen (Landeskirche und Kir-

chenkreise) nach transparenten und einheitli-

chen Standards erstellt werden.10

 

2. �Musterklimaschutzkonzept: Das Klimabüro 

erstellt eine Vorlage, die zum einen kompatibel 

ist mit ö�entlichen Fördervorgaben und sich 

andererseits in den landeskirchlichen Klima-

schutzplan einfügt.

3. �Klimaschutzkonzepte: Auf der Grundlage der 

THG-Bilanz erstellt jeder Kirchenkreis gemäß  

§ 6 Abs. 2 Satz 2 KliSchG allein oder im Zusam-

menschluss ein Klimaschutzkonzept. Die Klima-

schutzkonzepte werden regelmäßig evaluiert 

und fortgeschrieben.11 

4. �Prozessunterstützung: Eine personelle Unter-

stützung wird von den Kirchenkreisen und der 

Landeskirche bereitgestellt. Außerdem können 

hierfür von den Körperschaften Werkzeuge wie 

das Umweltmanagementsystem �Der Grüne 

Hahn� genutzt werden. 

4. Finanzierung

Die zur Verfügung stehenden Finanzmittel, insbe-

sondere die zweckgebundenen Mittel für Klima-

schutzmaßnahmen (Klimaschutzpauschale nach § 7 

KliSchG) werden e�zient und nachhaltig verwendet.  

1. �Handreichung Klimapauschale: Das Klimabüro 

stellt eine Handreichung zur Mittelverwendung 

der zweckgebundenen Finanzmittel (Klimapau-

schale) zur Verfügung.12

2. �Berichte und Auswertung Klimapauschale: 

Über die Klimaschutz�nanzierung berichten die 

Kirchenkreise und die Landeskirche jährlich. Die 

Berichte werden ausgewertet und die �nanzier-

ten Klimaschutzmaßnahmen evaluiert.13

3. �Fundraising und Akquisition von Förder-

mitteln: Zur Finanzierung der landeskirchli-

chen Klimaschutzziele werden soweit möglich 

externe Fördertöpfe genutzt. Fundraising und 

alternative Fundingstrategien werden befördert.

4. �Gemeinwesen und Gemeinwohl fördernde 

Organisationsformen: Die Gründung von und 

Kooperation mit solidarischen Organisations-

formen, Genossenschaften und Vereinen kann 

ein geeignetes Mittel zur Verwirklichung von 

Klimaschutzvorhaben darstellen.14

10 Zur Bilanzierung siehe Anhang 2.
11 �Standards für Klimaschutzkonzepte �nden sich in 

Anhang 3.
12 siehe Anhang 4 
13 �Siehe § 4 VO.KliSchG; ein Berichtsmuster �ndet 

sich in Anhang 5. 
14 �Auf die §§ 33, 50, 51 Wirtschaftsverordnung  

(WirtVO, abrufbar unter www.kirchenrecht-westfa-
len.de unter Nummer 801) wird hingewiesen. 

2. �Gebäude- und  
Energiedatenerfassung

Ziel ist eine gemeinsame Gebäude- und Energie-

datenbank, mit der Gebäudeverantwortliche Energie-

ströme auswerten können.

1. �Gebäude- und Energiedatenbank: Die Gebäude-

datenbanken aller Ebenen der EKvW werden mit-

einander abgestimmt und synchronisiert.  � 

2. �Energiemanagement: Die jährliche Energiever-

brauchserfassung der Kirchengemeinden wird auf 

Kirchenkreisebene durchgeführt und auf Energie- 

und Kostene�zienz hin ausgewertet. 

3. ��Engmaschiges Energiemonitoring zur Ver-

brauchs- und Schadensüberwachung wird ver-

stetigt und zur Begrenzung des Arbeitsaufwands 

automatisiert. 

4.� �Weitere Datenerfassung: Daten für weitere 

Handlungsbereiche werden auf Kirchenkreisebe-

ne erfasst, aufbereitet und zur Verfügung gestellt 

(Mobilität, Bescha�ung, Kirchenland). 

5.� �Klimabericht: Jährlich werden für alle Körper-

schaften möglichst kompakte und idealerweise 

automatisierte Berichte über die Energieverbräuche 

und THG-Reduzierung erstellt.9 Fortschritte und 

Herausforderungen beim Klimaschutz sind regel-

mäßiges Thema auf den Synoden.

8 siehe § 6 Abs. 2 KliSchG
9 �§ 4 Abs. 1 KliSchG lautet: �Die kirchlichen Körper-

schaften erheben die Daten über ihre Gebäude und 
die verbrauchte Energie und stellen diese inner-
kirchlich [�] zur Verfügung.� 
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2. Gebäudestrategie 3. Handlungsoptionen
 
Aus den vorangegangenen Schritten ergeben sich 

verschiedene Handlungsoptionen, die nachfolgend 

priorisierungsfrei dargestellt werden.

1. �Gebäudemanagement: Um die Ressourcen 

auch zukünftig e�zient nutzen zu können ist 

der Gebäudebestand professionell zu betreuen 

und instand zu halten.16

 

2. �Kooperationen und Netzwerke: Mit einer 

Ö�nung der Kirche zu externen Nutzer:innen-

gruppen, insbesondere Ökumene und Diakonie, 

erweitern sich die Handlungsoptionen für die 

Weiternutzung kirchlicher Gebäude. Bestehende 

Kooperationen können intensiviert und neue 

Netzwerke erschlossen werden.

3. �Nutzungsintensivierung durch eine Konzen-

tration von Gemeindearbeit und rentierliche 

Vermietungen.17

4. �Gebäudeumnutzung: In den Gebäudekonzep-

tionen sind auch immer Gebäudeumnutzungen  

in Betracht zu ziehen, auch die Umnutzung 

einer Kirche (u.U. sogar eines Baudenkmals)  

z. B. zum Dorf-Gemeinschaftshaus, zur Kita 

oder Musikschule.

5. �Gebäudereduzierung: Gebäude, die dauerhaft 

nicht mehr für gemeindliche Zwecke benötigt 

werden, werden möglichst rentierlich ver-

marktet, um Mittel zur nachhaltigen Sanie-

rung des verbleibenden Gebäudebestands zu 

erwirtschaften.18

15 siehe § 14 Abs. 3 WirtVO
16 siehe § 27 WirtVO 
17 siehe § 21 WirtVO 
18 siehe §§ 18, 19, 33 Abs. 2 WirtVO 

Um das Ziel der THG-Neutralität zu erreichen, werden vor allem Gebäu-
de in den Fokus rücken, da sie den größten Teil der bilanzierbaren THG-
Emissionen in der EKvW ausmachen. Dazu werden im ersten Schritt die 
Bestandsgebäude betrachtet und auf ihre Zukunftsfähigkeit geprüft. All-
gemein ist der Gebäudebestand angesichts der heutigen und absehbaren 
Nutzung zu hoch und wird bis 2035 erheblicher Veränderungen bedürfen.

1. �Bestandsaufnahme in den 
Körperschaften

 
Es bedarf eines Überblicks über die nachfolgenden 

Faktoren.

1. �Körperschaft 

- Gemeindegliederzahl und -entwicklung 

- Personalentwicklung 

- aktuelles Pro�l, Angebote und Zielgruppen

2. �Gebäudebestand 

- Lage, Art, Größe, Zustand, Nutzung 

- kulturelle Bedeutung 

- Energieverbrauch 

- Bewirtschaftungskosten, Einnahmen  

- �Instandsetzungs- und Modernisierungskosten

3. �Finanzkraft

4. ���Sozialraum 

- geogra�sche Eingrenzung 

- soziodemogra�sche Daten

2. Analyse und Konzeption
 
Es folgt die Auswertung und Analyse der unter 1. 

erhobenen Daten. Dabei werden die Daten und 

relevanten Rahmenbedingungen in Überlegungen 

und Planungen überführt, die als Grundlage für 

Entscheidungen und Handlungsschritte dienen.15 

1. �Analyse der in der Bestandsaufnahme erhobe-

nen Daten.

2. �Gemeindekonzeptionen werden, soweit es für 

die Gebäudestrategie notwendig ist, aktualisiert.

3. �Entwicklungsziele für die Planungsräume wer-

den festlegt.

4. �Bedarfsplanung und Gebäudekonzeption in 

den Planungsräumen sind Entscheidungsgrund-

lage für Handlungen und Investitionen. Sie sind 

Teil der kreiskirchlichen Klimaschutzkonzepte.
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3. Gebäudee�zienz

1. �Energiesparende  
Gebäudenutzung 

Mit Aufmerksamkeit, Sorgfalt und geringinves-
tiven Mitteln können Gebäudenutzerinnen und 
-nutzer erste Schritte hin zu bilanzierbaren  
Energieeinsparungen gehen. 

1. �Informationsmaterial zur ressourcenarmen 
Nutzung von Gebäuden wird zugänglich ge-
macht. (vgl. 8.2.3.)

2. �Schulungen zum energiesparenden Gebäu-
debetrieb der Gebäudeverantwortlichen und 
der Gebäudenutzenden werden durchgeführt. 
(vgl. 8.1.5.)

3. �Technischer Betrieb: Verantwortlichkeiten 
klären, Verantwortliche einweisen, Wartungs-
verträge prüfen und ggf. abschließen, techni-
sche Bedienungsanleitungen bereithalten und 
ggf. einholen.

2. Sanierung und Neubau 

Vor Investitionen werden die langfristige Nut-
zungsperspektive und der bauliche Zustand des 
Gebäudes betrachtet. Auf das Handlungsbereich  
Gebäudestrategien wird verwiesen. �

1. �Schulung Mitarbeitende: Haupt- und ehren-
amtlich Mitarbeitende auf Kirchenkreisebene 
werden für eine energetische Ersteinschätzung 
aus- und weitergebildet. (vgl. 8.1.5.)

2.� Landeskirchliche Grundsätze für nachhaltiges 

Bauen werden angewandt. 

3. �Sanierungsplanung: Sanierungen werden als 
Teil der Gebäudestrategie geplant, wobei alle 
Gebäudebauteile berücksichtigt werden. Hei-
zungen werden möglichst auf die sanierte Ge-
bäudehülle abgestimmt. (vgl. 2.2.3.)

4.� �Wärmebereitstellung: Heizungen werden 
regelmäßig gewartet und nach Alter und Zu-
stand katalogisiert, sodass Gebäudeverant-
wortliche sich mit genügend Vorlauf auf eine 
˜nderung der Wärmebereitstellung (unter Be-
rücksichtigung kommunaler Wärmeplanung) 

vorbereiten können. 

 

5. �Neubauten werden möglichst als Plusenergie-

gebäude konzipiert. 

4. Erneuerbare Energien

1. �Ausbau Erneuerbare  
Energien

Auf allen technisch, funktional und wirtschaft-
lich in Frage kommenden Dächern werden �ä-
chendeckend Photovoltaik-Anlagen installiert. 
Windkraftanlagen werden ermöglicht durch 
Finanzierung, Beteiligung, Tolerierung bzw. Flä-
chenbereitstellung. 

1. �Potentialfeststellung: Potentiale auf Gebäu-
den, forst- und landwirtschaftlichen Flächen 
werden auf Kirchengemeinde- und Kirchen-

kreisebene systematisch geprüft. 

2. �Kooperation mit außerkirchlichen Akteur:in-

nen: Die kirchlichen Körperschaften gehen Ko-
operationen mit außerkirchlichen Akteur:innen 
ein. Sozial und regional engagierte Koopera-

tionspartner:innen sind zu bevorzugen.20

3. �Bilanzierung Erneuerbarer Energien: Die Er-
zeugung Erneuerbarer Energien wird bilanziert. 
Die Bilanzierungsmethodik (Anhang 4) stellt 
sicher, dass keine Doppelbilanzierung und 
keine Bilanzierungslücken entstehen und dass 
gleichzeitig angemessene Anreize zur Er-
richtung von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
gewährleistet sind.

 

2. �Unterstützung der  
Energiewende

Die EKvW ist eingebunden in die gesamtgesell-
schaftlichen Bemühungen zur Umsetzung einer 
nachhaltigen Energiewende und nimmt ihre ge-
staltende Verantwortung wahr.

1. �Politische Lobbyarbeit: Die EKvW unterstützt 
die Energiewende in Deutschland. Dabei betreibt 
sie aktive Lobbyarbeit unter anderem für einfa-
chere Genehmigungsprozesse von Erneuerbare-
Energien-Anlagen, beispielsweise Photovoltaik 
auf Denkmälern. 

2. �Finanzielle Beteiligungsformen an Erneuer-
bare-Energien-Anlagen sind wünschenswert, 
um die gesamtgesellschaftliche Energiewende 

zu unterstützen.21

3. �Zerti�zierter Grünstrom: Es wird nur zerti�-
zierter Grünstrom (z. B. OK Power und Grüner-
Strom-Label) genutzt, hierzu werden möglichst 
kreiskirchliche Rahmenverträge geschlossen. Ein 
Musterrahmenvertrag für Stromverträge wird 

auf Landeskirchenebene ausgearbeitet.

19 Siehe Anhang 7
20 siehe § 50 WirtVO
21 siehe § 33 WirtVO 

Die Gebäude, die in kirchlicher Nutzung bleiben, müssen bis 2035 er-
hebliche Treibhausgasemissionseinsparungen erreichen. Zur Erreichung 
der Treibhausgasneutralität ist eine ganzheitliche Gebäudekonzeption 
notwendig, die die Betrachtung der Nutzung und der energetischen 
Sanierung einschließt. Dabei gilt es, die Besonderheiten des kirchlichen 
Gebäudebestands zu berücksichtigen.19  �

Die EKvW treibt Ausbau und Nutzung erneuerbarer Energien entschieden 
voran. Erneuerbare-Energien-Anlagen werden an allen bestandsgesicherten 
Gebäuden sukzessive installiert, an denen dies möglich und sinnvoll ist. 
So werden die Gebäude als größte THG-Emittenten zum wichtigsten 
Energieproduzenten. Bis 2035 soll im Bilanzierungszeitraum mindestens so 
viel Energie produziert werden, wie verbraucht wird. Die Potentiale forst- 
und landwirtschaftlicher Flächen werden geprüft und Energiepartnerschaf-
ten abgeschlossen.
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5. Mobilität 1. �Datenerhebung und  
Informationsbereitstellung

 
dienen als Grundlage für Mobilitätsentscheidun-
gen sowie die jährliche THG-Bilanzierung. 

1. �Reisekostenerhebungen in der EKvW werden 
evaluiert und wenn nötig ergänzt, vereinheit-
licht und digitalisiert. 

2. �Regelmäßige Mobilitätsumfragen werden 
vom Klimabüro bereitgestellt und in den Kör-
perschaften durchgeführt. Abgefragt werden 
können beispielsweise die Verkehrsmittelnut-
zung, die Hemmnisse bei der Nutzung umwelt-

Pkw-Stellplätze an Arbeitsstätten werden auf 
die grundstücksbezogene baurechtlich erforder-

liche Anzahl22 reduziert. Freiwerdende Flächen 
können beispielsweise für Fahrradstellplätze, 
Bep�anzung oder Entsiegelung genutzt werden. 
E-Ladestationen für Pkw und Fahrräder werden 
bedarfsorientiert angeboten; möglichst in Ver-
bindung mit PV-Anlagen.

2. �Präsenz- und Reiseveranstaltungen sind auch 
unter Berücksichtigung emissionsarmer An- und 
Abreisemöglichkeiten zu planen. Dies betri�t u. 
a. Ort, Zeit und Wahl der Verkehrsmittel.

3. �Job- und Diensträder: Das Leasing mit Ge-
haltsumwandlung von (E-) Fahrrädern wird den 
Mitarbeitenden aller Körperschaften ermöglicht 
und bezuschusst. Dienstvereinbarungen zwi-
schen Dienstgebenden und Mitarbeitervertre-
tungen werden abgeschlossen.  
 
(E-)Diensträder werden für ehrenamtlich und 
beru�ich Mitarbeitende bereitgestellt.  

4. �(Teil-)Finanzierung von Netzkarten und Bahn-
Cards: Dienstgebende �nanzieren oder bezu-
schussen ihren Mitarbeitenden die Anscha�ung 
einer Netzkarte (z. B. Deutschlandticket) und/
oder einer BahnCard. Privat bescha�te Netz-
karten / Bahn-Cards werden bei dienstlicher 
Nutzung durch ehrenamtlich oder beru�ich 
Mitarbeitende anteilig erstattet.  

5. �Fuhrpark: Die kirchlichen Körperschaften ana-
lysieren und optimieren ihren Fuhrpark als Teil 
ihrer Klimaschutzkonzeption. Der Fuhrpark 
umfasst auch (E-) Fahrräder und (E-) Lasten-
räder. Wenn Pkw benötigt werden, werden 
keine Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren 
angescha�t.

22 �Die baurechtlich erforderliche Anzahl garantiert 
eine ausreichende Verfügbarkeit von Stellplätzen. 

Die Mobilität der ehrenamtlich  
und beru�ich Mitarbeitenden zum 
Arbeitsort und zurück (Pendelver-
kehr) sowie deren dienstliche  
Wege (Dienstverkehr) bildet mit  
ca. 20 Prozent der bilanzierten 
THG-Emissionen in der EKvW den  
zweitgrößten Themenkomplex  
des kirchlichen Klimaschutzes.

freundlicher Mobilitätsarten, der Bedarf an 
(E-)Dienst- und -Jobrädern sowie die Bedarfe 
und Nutzung von Mobiler Arbeit und/oder 
Homeo�ce.  

3. �Mobilitätsinformation: Eine Website mit 
Informationen zu Angeboten und Möglichkei-
ten nachhaltiger Mobilität für Mitarbeitende 
wird eingerichtet. Das Klimabüro informiert die 
Mitarbeitenden regelmäßig zu den Potentialen 
individueller Mobilitätsentscheidungen.  

2. Verkehrsvermeidung 
 
Reduktion insbesondere der motorisiert zurück-
gelegten Wegstrecken.

1. �Mobiles Arbeiten und/oder Homeo�ce wird 
Mitarbeitenden, wenn möglich, angeboten und 
unterstützt. Dienstvereinbarungen werden ent-
sprechend angepasst bzw. danach abgeschlossen.

2. �Digitale Formate haben für Besprechungen 
Vorrang und werden für kirchliche Veranstaltun-
gen jeweils geprüft. Die kirchlichen Körperschaf-
ten stellen dafür die notwendige Technik und 
das notwendige Fachpersonal zur Verfügung.

3. �Mitfahrten: Die kirchlichen Körperschaften 
unterstützen die Bildung von Fahrgemeinschaf-
ten und Mitfahrgelegenheiten. Die technische 
und organisatorische Ausgestaltung wird vom 
Klimabüro unterstützt, z. B. durch die Bereit-
stellung einer Kommunikationsplattform.

3. �Verkehrsverlagerung und 
-optimierung 

 
vom Pkw zu THG-ärmeren (ÖV) oder THG-freien 
Verkehrsmittel ((E-)Fahrrad)  �

1. �Infrastruktur Mobilität: An kirchlichen Ge-
bäudestandorten werden Fahrradstellplätze 
qualitativ hochwertig, leicht erreichbar, und 
überdacht ausgeführt. Duschen, Umkleide- und 
Trockenräume sowie Wartungs- und Repara-
turko�er werden, wenn möglich, bereitgestellt. 

H
an

d
lu

n
gs

b
er

ei
ch

e



20 21

6. Bescha�ung

Die THG-Emissionen der kirchlichen Bescha�ung werden in der EKvW 
aufgrund der großen Bandbreite von Bescha�ungsprodukten und der 
komplexen Produktions- und Lieferketten bisher nicht bilanziert. Unter 
Berücksichtigung der gesamtgesellschaftlichen THG-Bilanz darf sie  
jedoch nicht vernachlässigt werden. Wie bei den anderen Handlungsbe-
reichen gilt es auch bei Konsumgütern Verbräuche und Abfälle zuerst zu 
reduzieren. Wo es möglich ist, soll auf emissionsarme, regionale,  
ökologische und langlebige Produkte zurückgegri�en werden.

1. Prozessentwicklung�

1. �Bilanzierung: Standards für eine THG-Bilanzie-
rung im Handlungsfeld werden vom Klimabüro 
erarbeitet. Die THG-Bilanz wird auf Grundla-
ge von Bescha�ungsvolumina in einem ersten 
Schritt für die gesamte EKvW hochgerechnet und 
in den Folgejahren auf Kirchenkreisebene erstellt. 

2. �Bescha�ungsordnungen werden von den 
kirchlichen Körperschaften ausgearbeitet und 
sind von den Leitungsorganen in Kraft zu 
setzen. Ein entsprechendes Muster wird vom 
Klimabüro bereitgestellt. 

3. �Schulungen zur Sensibilisierung für Mitarbei-
tende der kirchlichen Körperschaften werden 
ausgearbeitet und durchgeführt. 

4. �Pilotprojekte zur nachhaltigen Bescha�ung 
werden fachlich begleitet, dokumentiert, auf-
bereitet, kommuniziert und fortgeschrieben.

2. Gebäude�

1. �Beratungsprozesse: Empfehlungen für emis-
sionsarme, regionale, natürliche und langlebige 
Bausto�e haben in Beratungsprozessen grund-
sätzlich Priorität. Außerdem haben Bausto�e 
und Konstruktionen Vorrang, die sich mög-
lichst gut recyclen lassen, indem Verbindungen 
und Konstruktionen leicht wieder voneinander 
trennbar und nach Rohsto�en sortierbar sind. 
Beleuchtungen mit austauschbaren und ver-
brauchsarmen Leuchtmitteln werden empfohlen. 

2. �Genehmigung und Finanzierung: In den Ge-
nehmigungs- und Finanzierungsprozessen wer-
den die zuvor genannten Kriterien (vgl. 6.2.1.) 
im möglichen Rahmen berücksichtigt. 

3. Verwaltungen�

1. �Papierloses Arbeiten: Es wird auf Papiervor-
lagen weitestgehend verzichtet. Es werden nur 
Recyclingpapiere aus zerti�zierter europäischer 
Produktion verwendet. Interne Vorgaben werden 
dahingehend überarbeitet. 

2. �Neuanscha�ungen von Büro- und Kommuni-
kationsgeräten werden auf ihre Notwendigkeit 
hin strenger geprüft. Reparaturfähigkeit und 
Energiee�zienz werden als wichtige Kriterien der 
Bescha�ung eingeführt.  

3. �Entsorgung: Weiternutzung und Recycling wer-
den bei Entsorgungsvorgängen, wenn möglich, 
berücksichtigt. 

4. �IT: Energieverbräuche im IT-Bereich werden 
bilanziert. In Zusammenarbeit mit IT-Fachstellen 
wird eine Energiesparstrategie erstellt. 

5. �Dienstfahrzeuge (Pkw und (E-)Fahrräder) 
werden bei ihrer Anscha�ung auf Notwendig-
keit, Nutzungsart, Größe und Antrieb geprüft 
(vgl. 5.3.5.).

4. �Kirchliche Körperschaften  
und Einrichtungen

Insbesondere Bildungseinrichtungen, soziale Ein-
richtungen, Gästehäuser und Kirchengemeinden.

1. �Verp�egung: Bei der Zubereitung und Belie-
ferung der Essensangebote wird eine regionale, 
saisonale, nachhaltige und �eischarme Frisch-
küche bevorzugt.

2. �Haushaltsgeräte werden bei Bescha�ungen auf 
ihre Notwendigkeit und Dimensionierung hin 
geprüft. Energiee�zienz und Reparaturfähig-
keit sind wichtige Kriterien bei der Bescha�ung. 
Förderprogramme sollen genutzt werden. 

3. �Textilien: Bei der Bescha�ung von Textilien 
(beispielsweise Flachwäsche, Dienstkleidung, 
usw.) wird auf den Kauf aus umweltfreundlicher 
und gerechter Produktion und entsprechendem 
Handel, unter Berücksichtigung glaubwürdiger 
Siegel, geachtet.
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Die kirchlichen Flächen umfassen unter anderen land-, forst- und ener-
giewirtschaftlich genutzte Flächen, aber auch Friedhöfe, Grünanlagen und 
derzeit ungenutzte Frei�ächen. Das Kirchenland ist in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen hauptsächlich im Besitz von Kirchengemeinden oder 
Stiftungen, daraus leitet sich eine besondere Verantwortung bezüglich bio-
logischer Vielfalt, Klimaschutz und Klimafolgenanpassung für die Eigen-
tümer:innen ab. Neue Nutzungsmöglichkeiten durch die Energiewirtschaft, 
ein erhöhtes ö�entliches Bewusstsein für ökologische Fragen, wie auch 
steigendes Interesse von Investoren, haben den Druck auf sämtliche Berei-
che der Land- und Forstwirtschaft erhöht. 

7. Kirchenland

2. Beratung und Austausch 

1. �Beratung: Hinsichtlich der oben genannten 
landeskirchlichen Leitlinien und zu Fördermittel-
fragen wird für Flächeneigentümer:innen eine Be-
ratung angeboten. Best Practice Beispiele werden 
gesammelt und kommuniziert (vgl. 8.2.3.). 

2. �Ökumene: Erfahrungsaustausch, Abstimmungs-
prozesse und Zusammenarbeit im Bereich der 
Ökumene werden intensiviert, um Synergiee�ek-
te zu erreichen.

3. �Kooperationen: Zur fachlichen Unterstützung 
wird den Eigentümer:innen bzw. Nutzer:innen 
empfohlen außerkirchliche Kooperationen mit 
thematisch involvierten Institutionen einzugehen, 
sie werden dabei durch die kreiskirchliche und 
landeskirchliche Ebene unterstützt. 

3. Maßnahmenumsetzung

1. �Projektunterstützung: Es werden Projekte in den 
zuvor als prioritär festgestellten Entwicklungsräu-
men und Handlungsbereichen unterstützt.   

2. �Pachtverträge Land- und Forstwirtschaft: Die 
Kirchenkreise de�nieren Auswahlkriterien für 
Pächter:innen, insbesondere bezüglich Nachhal-
tigkeitsaspekten. Eine Zusammenstellung mög-
licher Kriterien bietet die Handreichung �Krite-
rien für die Verpachtung von Kirchenland in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen�. Diese Krite-
rien dienen den Kirchgemeinden als Orientierung 
bei Abschluss von Pachtverträgen. Bei laufenden 
Pachtverträgen werden Pächter:innen bestärkt, 
Maßnahmen zur Erhaltung und Förderung der 
biologischen Vielfalt und zum Humusaufbau auf 
ihrem Kirchenpachtland anzuwenden.

3. �Friedhöfe und Außenanlagen kirchlicher Ge-
bäude: In Abhängigkeit vom Planungsrecht, der 
Lage, Nutzung und Historie ergeben sich unter-
schiedliche Entwicklungs- und Gestaltungs-
möglichkeiten für kirchliche Liegenschaften. Ein 
maßgebliches Kriterium ist die Verbesserung und 
längerfristige Sicherung der Biodiversität als we-
sentliches ökologisches Nachhaltigkeitskriterium 
vor dem Hintergrund des Klimawandels. Eben-
falls ist die Reduktion des Flächenverbrauchs z. B. 
durch Nachverdichtung innerörtlicher Frei�ächen 
ein wichtiges Kriterium einer nachhaltigen Lie-
genschaftsentwicklung. Hierbei ist der Gesamt-
kontext zu berücksichtigen.

4. �Umnutzung von  
Kirchenland

1. �Planungen durch die ö�entliche Hand: Bei der 
Beteiligung an Planungen von Bau�ächen oder In-
frastrukturmaßnahmen, von denen kirchliche Flä-
chen betro�en sind, bringen die Eigentümer:innen 
die Aspekte der landeskirchlichen Nachhaltig-
keitsziele (vgl. 7.1.3.) durch Einwände oder inhalt-
liche Anregungen zur Planung ein.

2. �Punktuelle Einzelvorhaben werden � bei Vor-
rang vor dem grundsätzlich angestrebten Flä-
chen- und Nutzungsschutz � in ihren Auswir-
kungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild 
bevorzugt durch konkrete örtliche Maßnahmen 
ausgeglichen. Hierbei ist auch der Schutz von 
landwirtschaftlichen Flächen zu berücksichtigen.

3. �Windenergie- und Frei�ächen-Solaranlagen: 
Unter Berücksichtigung der in 7.1.2. festgestellten 
Potentiale werden auf Kirchenkreisebene Emp-
fehlungen ausgearbeitet und eine entsprechende 
Beratung angeboten.  

1. Erfassung und Auswertung

1. �Erfassung: Die Kirchenkreise erfassen Eigen-
tums�ächen nach Lage, Größe und Nutzung und 
übermitteln diese an das Klimabüro. 

2. �Auswertung: Die Nutzungsart der Eigentums-
�ächen wird auf Kirchenkreisebene ausgewertet, 
um Potenziale zur Unterstützung der Nachhal-
tigkeitsziele der EKvW zu erkennen. Es wer-
den Haupt-Handlungsbereiche und räumliche 
Schwerpunkte sowie mögliche prioritäre Maßnah-
men unter Berücksichtigung der lokalen Beson-
derheiten identi�ziert.

3. �Landeskirchliche Leitlinien werden auf Grund-
lage der Auswertung und bezogen auf die Nach-
haltigkeitsziele der EKvW und der Sustainable 
Development Goals (SDG) der Vereinten Nationen 
fortgeschrieben und erweitert. Nachhaltigkeits-
ziele sind insbesondere: 

�  �Klimaschutz
�  �Reduzierung des Süßwasserverbrauchs
�  ��Erhalt und Verbesserung der Biodiversität
�  �Reduzierung des Flächenverbrauchs
�  �Klimafolgenanpassung
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Die EKvW begreift Klimaschutz im 
Sinne der Welt- und Schöpfungs-
verantwortung als ein Kernthema 
kirchlicher Bildung und Kommuni-
kation in der gesamten Bandbreite, 
z. B. innerkirchlich in den Gremien 
und Verwaltungsbereichen, in den 
kirchlichen Bildungseinrichtungen 
und in der Ö�entlichkeit. Dabei wird 
das Bewusstsein über den Stellen-
wert von Klimaschutz, Klimagerech-
tigkeit und Nachhaltigkeit gestärkt. 
Konkretes Handeln wird erprobt, 
Kooperationen mit weiteren  
Akteur:innen und der ö�entliche 
Diskurs werden gesucht und so  
der Wandel in der Gesellschaft  
unterstützt.
 

8. Bildung und Kommunikation

1. Bildung 

Kirchliches Bildungshandeln umfasst formale, 
non-formale und informelle Bildungsprozesse. 
Kirchliche Bildungsorte und -gelegenheiten sind 
vielfältig und spielen sich unter anderem ab:

�  �an Schulen, Hochschulen und in Kindertages-
stätten

�  �in der Kinder- und Jugendarbeit, in der Erwach-
senen- und Familienbildung, 

�  �in Gemeindeleben, Verkündigung und Kirchen-
musik

�  �im von Kirche mitgestalteten ö�entlichen 
Leben, das die Bildung von Haltung, Werten, 
Fähigkeiten und Wissen ermöglicht

1. �Bildung für nachhaltige Entwicklung: Klima-
schutz ist ein Querschnittsthema und wird als 
solches auf allen Ebenen gelebt. Angestrebt 
wird eine �ächendeckende Bildung für Nachhal-
tige Entwicklung (BNE)23 und eine Veränderung 
unserer Kirche mit konkreten Handlungsschrit-
ten und Maßnahmen hin zu Klimaneutralität. 
Kon�ikte werden thematisiert und Kriterien der 
Entscheidungs�ndung diskutiert.

2. �Bildungsstrategie: Bildung im Kontext von 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit wird auf allen 
Ebenen integriert und aufeinander bezogen 
ausgerichtet. Das Themenfeld wird strategisch 
geplant und umgesetzt.

 
3. �Multidisziplinäres Team: Ein Team mit Ex-

pertinnen und Experten aus Bildungskontexten 
stimmt sich auf landeskirchlicher Ebene mit 
den zuständigen Gremien und den Fachstellen 
für Klimaschutz ab, entwickelt das Bildungs-
angebot weiter und steht als Ansprechpartner 
zur Verfügung.

4. �Lerninhalte für Schule, Aus-, Fort- und Wei-
terbildung werden überprüft und nach BNE-
Standards im Rahmen gegebener Gestaltungs-
spielräume überarbeitet. Die Kirchenleitung 
stellt sicher, dass BNE in der pastoralen Arbeit, 
Aus- und Fortbildung grundlegend ist.

5. �Bedarfsorientierte Schulungen zu den einzel-
nen Handlungsbereichen werden für haupt-, 
neben- und ehrenamtliche Mitarbeitende und 
Multiplikator:innen angeboten.

2. Kommunikation:

Es wird sichergestellt, dass alle Handelnden unse-
rer Kirche wissen, wie man klimaschonend handelt 
und wo Informationen darüber zu �nden sind. 
Informationen werden weitergegeben und Ergeb-
nisse aus Prozessen werden im Netzwerk kommu-
niziert.

1. �Mit gutem Beispiel vorangehen: Die Umset-
zung des Klimaschutzplans gelingt im Zu-
sammenspiel zwischen ö�entlichem Anspruch, 
Glaubwürdigkeit und konkretem Handeln der 
Körperschaften und Personen.

2. �Kommunikationsstrategie: Das Klimaschutz-
büro verantwortet in Kooperation mit weiteren 
Expert:innen die Entwicklung einer Kommuni-
kationsstrategie und deren Kommunikation.

3. �Information: Die Kirchenleitung stellt sicher, 
dass allen Aktiven und Interessierten inner-
kirchlich und außerkirchlich die notwendigen 
Informationen im Klimaschutzprozess bereit-
gestellt werden. Akteur:innen und Gremien 
berichten regelmäßig sowohl im eigenen 
Wirkungsfeld als auch nach außen über ihre 
Aktivitäten, deren Wirksamkeit und den Grad 
der Zielerreichung.

23 �Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) ist ein 
Bildungskonzept mit dem Ziel, Menschen zu zu-
kunftsfähigem Denken und Handeln zu befähigen. 
Siehe www.bne-portal.de 

4. �Austausch und Vernetzung: Wissen und Er-
fahrungen zu teilen und zu verwenden ist 
ausdrücklich erwünscht. Die Klimaschutzstellen 
organisieren einen regelmäßigen Austausch 
zwischen Akteur:innen zu Klimaschutzmaßnah-
men. Ergänzend wird eine digitale Datenplatt-
form eingerichtet.

5. �Best-Practice-Beispiele im kirchlichen Klima-
schutz werden gesammelt und verö�entlicht.
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Meilensteine

Um ins Handeln zu kommen, ist die Zuweisung 
klarer Zuständigkeiten und Fristen erforderlich. 
Hier wird aufgeführt, wer bis wann welchen 
Meilenstein erreicht haben soll. Die nach-
folgenden Tabellen sind nach den Ebenen der 
EKvW gegliedert.

Zeit Handlungsbereich Maßnahme Meilenstein (� fortführende Maßnahmen) Zuständig-
keit

3. Gebäudee�zienz 2.5 Neubauten Neubauten werden möglichst als Plusenergiege-

bäude konzipiert. �

Gebäudebe-

sitzende

5. Mobilität 3.5. Fuhrpark Wo PKW benötigt werden, werden keine Fahrzeuge 

mit fossilem Antrieb angescha�t.

Kirchliche 

Körperschaf-

ten

7. Kirchenland 4.1. Planungen 

durch die öffentl. 

Hand

Bei der Beteiligung an Planungen von Bau�ächen 

oder Infrastrukturmaßnahmen, von denen kirch-

liche Flächen betro�en sind, bringen die Eigentü-

mer:innen die Aspekte der landeskirchlichen Nach-

haltigkeitsziele (vgl. 7.1.3.) mit Nachdruck ein. �

Eigentü-

mer:innen 

Kirchenland

7. Kirchenland 4.2. Punktuelle 

Einzelvorhaben

Punktuelle Einzelvorhaben werden � bei Vorrang 

vor dem grundsätzlich angestrebten Flächen- und 

Nutzungsschutz � in ihren Auswirkungen auf Na-

turhaushalt und Landschaftsbild bevorzugt durch 

konkrete örtliche Maßnahmen ausgeglichen. �

Eigentü-

mer:innen 

Kirchenland

8. Bildung und Kom-

munikation

2.3. Informati-

onsbereitstellung

Akteur:innen und Gremien berichten regelmäßig 

sowohl im eigenen Wirkungsfeld als auch nach 

außen über ihre Aktivitäten, deren Wirksamkeit 

und den Grad der Zielerreichung. �

Akteur:innen 

und Gremien

5. Mobilität 2.1. Mobiles Ar-

beiten und / oder 

Homeo�ce

Möglichkeiten für Homeo�ce und/oder Mobiles 

Arbeiten sind evaluiert, Verbesserungspotentiale 

sind festgestellt.

Dienstge-

bende

5. Mobilität 2.3. Mitfahrten Die Bildung von Fahrgemeinschaften und Mitfahr-

gelegenheiten werden unterstützt. �

Veranstal-

tende

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Die Zahl der baurechtlich geforderten PKW-Stell-

plätze an Arbeitsstätten ist festgestellt.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.2. Präsenz- und 

Reiseveranstal-

tungen

Präsenz- und Reiseveranstaltungen werden auch 

unter Berücksichtigung einer emissionsarmen An- 

und Abreise geplant. �

Veranstal-

tende

5. Mobilität 3.3. (Teil-)Fi-

nanzierung von 

Netzkarten und 

BahnCards

Mitarbeitenden wird die Anscha�ung einer Netz-

karte (z. B. Deutschlandticket) und / oder einer 

BahnCard �nanziert oder bezuschusst. �

Dienstge-

bende

5. Mobilität 3.3. (Teil-)Fi-

nanzierung von 

Netzkarten und 

BahnCards

Privat bescha�te Netzkarten / BahnCards werden 

bei dienstlicher Nutzung durch ehrenamtlich oder 

beru�ich Mitarbeitende anteilig erstattet. �

Dienstge-

bende

Zuständigkeiten auf allen Ebenen liegen entwe-
der bei den kirchlichen Körperschaften und ihren 
Gremien oder bei spezi�schen Akteursgruppen 
wie Gebäudebesitzende, Dienstgebende und Ver-
anstaltende.

7. Kirchenland 2.2. Ökumene Erfahrungsaustausch, Abstimmungsprozesse und 

Zusammenarbeit im Bereich der Ökumene sind 

intensiviert.

Eigentü-

mer:innen / 

Nutzer:innen 

Kirchenland

7. Kirchenland 3.2. Pachtverträge Bei laufenden Pachtverträgen werden Pächter:innen 

bestärkt, Maßnahmen zur Erhaltung und Förderung 

der biologischen Vielfalt auf ihrem Kirchenpacht-

land anzuwenden.

Eigentü-

mer:innen 

Kirchenland

2. Gebäudestrategie 1. Bestandsauf-

nahme

Ein Steckbrief über Gebäudebestand, Finanzkraft 

und Sozialraum jeder Körperschaft ist erstellt.

Kirchliche 

Körperschaf-

ten

2. Gebäudestrategie 2.2. Gemeinde-

konzeptionen

Gemeindekonzeptionen sind, soweit es für die Ge-

bäudestrategie notwendig ist, aktualisiert.

Kirchliche 

Körperschaf-

ten

2. Gebäudestrategie 2.4. Bedarfspla-

nung und Gebäu-

dekonzeption

Bedarfsplanung und Gebäudekonzeption in den 

Planungsräumen sind erstellt. Sie sind Teil der 

kreiskirchlichen Klimaschutzkonzepte.

Kirchliche 

Körperschaf-

ten

3. Gebäudee�zienz 1.3. Technischer 

Betrieb

Verantwortlichkeiten im Gebäudemanagement sind 

geklärt, Verantwortliche eingewiesen, Wartungs-

verträge geprüft und ggf. abgeschlossen.  Techni-

sche Bedienungsanleitungen sind ggf. eingeholt.

Gebäudebe-

sitzende

3. Gebäudee�zienz 2.4. Wärmebe-

reitstellung

Heizungen sind nach Alter und Zustand katalogi-

siert und werden regelmäßig gewartet.

Gebäudebe-

sitzende

4. Erneuerbare Ener-

gien

1.1. Potentialfest-

stellung

Potentiale von Erneuerbare-Energien-Anlagen auf 

Gebäuden, forst- und landwirtschaftlichen Flächen 

wurden systematisch geprüft.

Kirchliche 

Körperschaf-

ten

4. Erneuerbare Ener-

gien

2.3. Zerti�zierter 

Grünstrom

In den kirchlichen Körperschaften wird zerti�zierter 

Grünstrom bezogen.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 1.1. Reisekosten-

erhebung

Die Reisekosten werden in einem einheitlichen 

Verfahren erfasst und gesammelt. �

Dienstge-

bende

5. Mobilität 2.2. Digitale For-

mate

Digitale Formate haben für Besprechungen Vor-

rang. Für kirchliche Veranstaltungen sind Entschei-

dungskriterien für digitale Formate festgelegt. Die 

notwendige Technik und das notwendige Fachper-

sonal steht zur Verfügung. �

Dienstgeben-

de / Veran-

staltende

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Wartungs- und Reparaturko�er für (E-)Fahrräder 

sind an den Arbeitsstätten vorhanden.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Die Voraussetzungen für die Anlage von Fahrrad-

stellplätzen an kirchlichen Gebäudestandorten sind 

geprüft.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Potenzial, Ausbaustand und -ziele von E-Ladesta-

tionen für PKW und Fahrräder sind festgestellt.

Gebäudever-

antwortliche

8. Bildung und Kom-

munikation

1.5. Bedarfsorien-

tierte Schulungen

Der Bedarf an Schulungen zu den einzelnen Hand-

lungsbereichen für haupt-, neben- und ehren-

amtliche Mitarbeitende und Multiplikator:innen ist 

�ächendeckend abgefragt und abgestimmt.

Bildungsein-

richtungen

5. Mobilität 2.1. Mobiles Ar-

beiten und / oder 

Homeo�ce

Dienstvereinbarungen betre�end Mobiles Arbeiten 

und/oder Homeo�ce sind dem Evaluationsergebnis 

angepasst bzw. danach abgeschlossen.

Dienstge-

bende
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5. Mobilität 3.3. Jobräder und 

Diensträder

Dienstvereinbarungen über Gehaltsumwandlung 

zum (E-)Fahrradleasing sind für die Mitarbeiten-

den aller kirchlichen Körperschaften abgeschlossen 

und publiziert. �

Dienstge-

bende

7. Kirchenland 2.3. Kooperatio-

nen

Eigentümer:innen bzw. Nutzer:innen kooperieren 

mit thematisch involvierten Institutionen. 

Eigentü-

mer:innen / 

Nutzer:innen 

Kirchenland

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur An kirchlichen Gebäudestandorten sind qualitativ 

hochwertige, leicht erreichbare, überdachte Fahr-

radstellplätze eingerichtet. Duschen, Umkleide- 

und Trockenräume sind bereitgestellt.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.3. Jobräder und 

Diensträder

Diensträder für ehrenamtlich und beru�ich Mitar-

beitende stehen in allen kirchlichen Körperschaften 

zur Verfügung.

Dienstge-

bende

7. Kirchenland 3.3. Friedhöfe und 

Außenanlagen 

kirchlicher Ge-

bäude

Die Verbesserung und längerfristige Sicherung der 

Biodiversität als wesentliches ökologisches Nach-

haltigkeitskriterium vor dem Hintergrund des 

Klimawandels ist geprüft und entsprechende Maß-

nahmen werden fortlaufend umgesetzt.

Eigentü-

mer:innen 

Kirchenland

8. Bildung und Kom-

munikation

1.4. Lerninhalte 

für Schule, Aus- 

und Weiterbil-

dung

Lerninhalte für Schule, Aus-, Fort- und Weiter-

bildung wurden überprüft und nach BNE-Standards 

im Rahmen gegebener Gestaltungsspielräume 

überarbeitet.

Bildungsein-

richtungen

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Die Scha�ung von Fahrradstellplätzen im Sinne des 

Konzeptes an Arbeitsstätten ist abgeschlossen.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Pkw-Stellplätze an Arbeitsstätten sind auf die 

grundstücksbezogene baurechtlich erforderliche 

Anzahl reduziert.

Gebäudever-

antwortliche

5. Mobilität 3.1. Infrastruktur Förderanträge für E-Ladestationen sind, soweit 

möglich, gestellt. 20 % des Ausbauziels von E-La-

destationen für PKW und Fahrräder, in Verbindung 

mit PV-Anlagen, sind erreicht.

Gebäudever-

antwortliche

Zuständigkeiten auf landeskirchlicher Ebene liegen bei der Kirchenleitung, dem Landeskirchenamt, dem 
landeskirchlichen Klimabüro oder speziellen landeskirchlichen Einrichtungen.

Zeit Handlungsbereich Maßnahme Meilenstein (� fortführende Maßnahmen) Zustän-
digkeit

1. Organisation 1.1. Landeskirch-

liche Gremien

Klimaschutz ist als fester TOP mindestens einmal jähr-

lich in den landeskirchlichen Gremien gesetzt. �

Kirchen-

leitung

1. Organisation 3.1. Bilanzierung Standards zur einheitlichen Bilanzierung in der EKvW 

sind festgelegt (Anhang 2).

Klimabüro

1. Organisation 3.2. Musterklima-

schutzkonzept

Standards für Klimaschutzkonzepte in der EKvW sind 

festgelegt (Anhang 3).

Klimabüro

1. Organisation 4.1. Handreichung 

Klimapauschale

Hilfsmittel zur Verwendung und zur Berichterstattung 

über die Klimapauschale sind erstellt (Anhang 4 und 5).

Klimabüro

4. Erneuerbare Ener-

gien

2.1. Politische 

Lobbyarbeit

Die EKvW unterstützt die Energiewende in Deutschland. 

Dabei betreibt sie aktive Lobbyarbeit unter anderem 

für einfachere Genehmigungsprozesse von Erneuerba-

re-Energien-Anlagen, beispielsweise Photovoltaik auf 

Denkmälern.

Kirchen-

leitung

8. Bildung und Kom-

munikation

2.3. Informati-

onsbereitstellung

Allen Aktiven und Interessierten innerkirchlich und 

außerkirchlich werden die notwendigen Informationen 

zum Klimaschutzprozess bereitgestellt. �

Kirchen-

leitung

8. Bildung und Kom-

munikation

2.4. Austausch Ein regelmäßiger Austausch zwischen den Akteur:in-

nen zu Klimaschutzmaßnahmen ist etabliert und wird 

ausgeweitet. �

Klimabüro

8. Bildung und Kom-

munikation

2.5. Best-Practice Best-Practice-Beispiele zu den einzelnen Handlungs-

bereichen werden gesammelt und verö�entlicht. �

Klimabüro

1. Organisation 2.1. Gebäude- 

und Energie-

datenbank

Die landeskirchliche Gebäude- und Energiedatenbank 

ist mit den Kirchenkreisen abgestimmt und synchro-

nisiert. �

Klimabüro

1. Organisation 2.3. Engmaschi-

ges Energiemoni-

toring

Ein landeskirchliches Energiemonitoring ist pilotiert. Klimabüro

1. Organisation 2.5. Klimabericht Eine THG-Erö�nungsbilanz für 2023 ist erstellt. � Klimabüro

1. Organisation 4.2. Berichte und 

Auswertung Kli-

mapauschale

Ein Bericht zur Klimaschutz�nanzierung der Kirchen-

kreise ist erstellt. �

Klimabüro

1. Organisation 4.2. Berichte und 

Auswertung Kli-

mapauschale

Der Bericht zur Klimaschutz�nanzierung wird thema-

tisiert. �

Kirchen-

leitung

1. Organisation 4.3. Fundraising 

und Akquisition 

von Fördermitteln

Fundraising und alternative Fundingstrategien werden 

befördert. �

Klimabüro

2. Gebäudestrategie 1. Bestandsauf-

nahme

Landeskirchliche Vorgaben über einen Steckbrief für 

Körperschaften sind de�niert und bereitgestellt.

LKA

3. Gebäudee�zienz 2.2. Landeskirch-

liche Grundsätze

Landeskirchliche Grundsätze für Sanierung und Neu-

bau sind bereitgestellt.

LKA

5. Mobilität 1.1. Reisekosten-

erhebung

Eine digitale Musterreisekostenerhebung ist entwickelt 

und freigegeben.

LKA

5. Mobilität 1.2. Mobilitäts-

umfragen

Muster für Mobilitätsumfragen sind bereitgestellt. Klimabüro

5. Mobilität 1.3. Mobilitäts-

information

Eine Informationswebsite zu Angeboten und Möglich-

keiten nachhaltiger Mobilität für Mitarbeitende ist 

eingerichtet.

Klimabüro

6. Bescha�ung 1.1. Bilanzierung Standards für eine THG-Bilanzierung im Handlungs-

feld Bescha�ung sind erarbeitet, auch unter Einbezie-

hung der IT (vgl. 6.3.4.). �

Klimabüro

6. Bescha�ung 1.2. Beschaf-

fungsordnungen

Eine Musterbescha�ungsordnung ist bereitgestellt. Sie 

beinhaltet die im Klimaschutzplan formulieren Vor-

gaben (vgl. 6.3.1., 6.3.2., 6.3.3., 6.3.5., 6.4.1., 6.4.2., 

6.4.3.).

Klimabüro

8. Bildung und Kom-

munikation

1.2. Bildungsstra-

tegie

Eine Bildungsstrategie und ein Schulungskonzept zum 

Klimaschutz ist erstellt und wird fortgeschrieben. �

Klimabüro

8. Bildung und Kom-

munikation

1.3. Multidiszipli-

näres Team

Ein multidisziplinäres Team mit Expertinnen und Ex-

perten aus Bildungskontexten ist gegründet und hat 

seine Arbeit aufgenommen. Es steht als Ansprechpart-

ner zur Verfügung. �

Klimabüro

8. Bildung und Kom-

munikation

2.2. Kommunika-

tionsstrategie

Eine Kommunikationsstrategie für die Klimaschutz-

arbeit der EKvW ist erstellt und kommuniziert.

Klimabüro

B
is

 E
n

d
e 

2
0

2
6

B
is

 E
n

d
e 

2
0

2
7

B
is

 E
n

d
e 

2
0

31
B

is
 E

n
d
e 

2
0

2
3

B
is

 E
n

d
e 

2
0

2
3

B
is

 E
n

d
e 

2
0

2
4

M
ei

le
n

st
ei

n
e



30 31

8. Bildung und Kom-

munikation

2.4. Austausch Eine digitale Datenplattform ist eingerichtet. Klimabüro

1. Organisation 2.2. Energiema-

nagement

80 % der THG-Emissionen kirchlich genutzter Gebäu-

de werden in der THG-Bilanz erfasst. �

Klimabüro

1. Organisation 2.3. Engmaschi-

ges Energiemoni-

toring

25 % der langfristig kirchlich genutzten Gebäude (kei-

ne Pfarrhäuser) sind Teil des landeskirchlichen Ener-

giemonitorings. �

Klimabüro

1. Organisation 2.5. Klimabericht Den Kirchengemeinden steht das Angebot eines auto-

matisierten Klimaberichts zur Verfügung. �

Klimabüro

1. Organisation 4.4. Gemeinwe-

sen und Gemein-

wohl fördernde 

Organisations-

formen

Ein Leitfaden zur Gründung von und Kooperation mit 

solidarischen Organisationsformen, Genossenschaften 

und Vereinen ist erstellt.

LKA

4. Erneuerbare Ener-

gien

1.1. Potentialfest-

stellung

Potentiale von Erneuerbare-Energien-Anlagen auf 

Gebäuden, forst- und landwirtschaftlichen Flächen 

wurden systematisch geprüft.

LKA

4. Erneuerbare Ener-

gien

2.2. Finanzielle 

Beteiligungsfor-

men

Leitlinien zur �nanziellen Beteiligung an Erneuerba-

ren-Energien-Anlagen sind erstellt.

LKA

5. Mobilität 1.2. Mobilitäts-

umfragen

Eine Umfrage zum Mobilitätsverhalten in den kirch-

lichen Körperschaften ist abgeschlossen und wird erst-

malig evaluiert.

Klimabüro

5. Mobilität 1.3. Mobilitäts-

information

Mitarbeitende werden regelmäßig zu den Potentialen 

individueller Mobilitätsentscheidungen informiert. �

Klimabüro

5. Mobilität 3.5. Fuhrpark Die Fuhrparks der kirchlichen Körperschaften sind als 

Teil der Klimaschutzkonzepte analysiert.

LKA

6. Bescha�ung 1.3. Schulungen Schulungen zur Sensibilisierung für Mitarbeitende der 

kirchlichen Körperschaften sind ausgearbeitet und 

werden durchgeführt.

Klimabüro

6. Bescha�ung 2.1. Beratungs-

prozesse

(Bau-)Kirchmeister:innen und Mitarbeitende der 

Kreiskirchenämter werden zu nachhaltigen Bausto�en 

sensibilisiert und geschult.

Klimabüro

7. Kirchenland 1.3. Landeskirch-

liche Leitlinien

Landeskirchliche Leitlinien sind fortgeschrieben und 

erweitert.

Klimabüro

8. Bildung und Kom-

munikation

1.1. Bildung für 

nachhaltige Ent-

wicklung

BNE-Quali�zierungen werden angeboten bzw. ver-

mittelt und sind für den spez. kirchlichen Kontext 

angepasst.

PI, IKG, 

IAFW24, 

u.a.

24  �Pädagogisches Institut, Institut für Kirche und Gesellschaft, Institut für Aus-, Fort- und Weiterbildung

6. Bescha�ung 2.2. Genehmi-

gung und Finan-

zierung

Richtlinien und Verfahren für Genehmigungs- und 

Finanzierungsprozesse berücksichtigen den Vorrang 

nachhaltiger Bausto�e.

LKA

7. Kirchenland 2.1. Beratung Für Flächeneigentümer:innen wird eine Beratung an-

geboten. Best Practice Beispiele werden gesammelt 

und kommuniziert (vgl. 8.2.3.). 

Klimabüro

6. Bescha�ung 3.4. IT In Zusammenarbeit mit IT-Fachstellen wurde eine 

Energiesparstrategie erstellt.

Klimabüro

Zuständigkeiten auf kreiskirchlicher Ebene liegen beim Kreissynodalvorstand, dem Kreiskirchenamt 
oder der Fachstelle bzw. Ansprechperson für Klimaschutz.

Zeit Handlungsbereich Thema Maßnahme (� fortführende Maßnahmen) Zuständigkeit

1. Organisation 1.2. Kreiskirch-

liche Gremien

Gremien mit dem Handlungsfeld Klima-

schutz und Nachhaltigkeit sind beauftragt.

KSV

1. Organisation 1.3. Fachstellen 

für Klimaschutz

Fachstellen für Klimaschutz sind eingerich-

tet.

KSV

8. Bildung und Kom-

munikation

2.4. Austausch Ein regelmäßiger Austausch zwischen den 

Akteur:innen zu Klimaschutzmaßnahmen 

ist etabliert und wird ausgeweitet.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

1. Organisation 2.1. Gebäude- 

und Energie-

datenbank

Die Gebäudedatenbanken aller Ebenen der 

EKvW sind miteinander abgestimmt und 

synchronisiert.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

1. Organisation 2.2. Energiema-

nagement

Der jährliche Energieverbrauch der Kirchen-

gemeinden ist erfasst und ausgewertet.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

1. Organisation 4.2. Berichten 

und Auswerten

Über die Klimaschutzfinanzierung berichten 

die Kirchenkreise und die Landeskirche 

jährlich. Die Berichte sind ausgewertet und 

die finanzierten Klimaschutzmaßnahmen 

evaluiert.

KSV

7. Kirchenland 1.1. Erfassung Die Eigentums�ächen nach Lage, Größe und 

Nutzung sind erfasst und an das Klimabüro 

übermittelt. 

KKA

7. Kirchenland 3.2. Pachtverträge Auswahlkriterien für Pächter:innen sind 

de�niert.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz
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5. Mobilität 2.3. Mitfahrten Die technische und organisatorische Ausgestaltung 

von Mitfahrten wird vom Klimabüro unterstützt, z. B. 

durch die Bereitstellung einer Kommunikationsplatt-

form. �

Klimabüro

6. Bescha�ung 1.1. Bilanzierung Eine THG-Bilanzierung im Handlungsfeld Bescha�ung 

ist erstellt und wird fortgeschrieben. �

Klimabüro

6. Bescha�ung 1.2. Beschaf-

fungsordnungen

Bescha�ungsordnungen sind von den kirchlichen Kör-

perschaften ausgearbeitet und von den Leitungsorga-

nen in Kraft gesetzt.

Klimabüro

6. Bescha�ung 1.4. Pilotprojekte Pilotprojekte zur nachhaltigen Bescha�ung wurden 

fachlich begleitet, dokumentiert, aufbereitet, kommu-

niziert und werden fortgeschrieben. �

Klimabüro
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4. Erneuerbare Ener-

gien

1.1. Potentialfest-

stellung

Potentiale von Erneuerbare-Energien-An-

lagen auf Gebäuden, forst- und landwirt-

schaftlichen Flächen werden systematisch 

geprüft.

KKA

5. Mobilität 1.2. Mobilitäts-

umfragen

Eine Umfrage zum Mobilitätsverhalten in 

den kirchlichen Körperschaften ist abge-

schlossen und wird erstmalig evaluiert.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

5. Mobilität 1.3. Mobilitäts-

information

Mitarbeitende werden regelmäßig zu den 

Potentialen individueller Mobilitätsent-

scheidungen informiert.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz
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5. Mobilität 3.5. Fuhrpark Die Fuhrparks der kirchlichen Körperschaf-

ten sind als Teil der Klimaschutzkonzepte 

analysiert.

KKA

6. Bescha�ung 2.1. Beratungs-

prozesse

(Bau-)Kirchmeister:innen und Mitarbei-

tende der Kreiskirchenämter werden zu 

nachhaltigen Bausto�en sensibilisiert und 

geschult.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

7. Kirchenland 1.2. Auswertung Die Nutzungsart der Eigentums�ächen ist 

ausgewertet. Mögliche HauptHandlungsbe-

reiche und räumliche Schwerpunkte unter 

Berücksichtigung der lokalen Besonderhei-

ten sind identi�ziert.

KKA

7. Kirchenland 2.3. Kooperatio-

nen

Eine Unterstützung bei der Kooperation mit 

thematisch involvierten Institutionen wird 

angeboten.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

1. Organisation 3.3. Klimaschutz-

konzepte

Klimaschutzkonzepte sind erstellt und wer-

den regelmäßig evaluiert und fortgeschrie-

ben. �

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

2. Gebäudestrategie 2.1. Analyse Eine Analyse aller Körperschaften mit den 

in der Bestandsaufnahme erhobenen Daten 

ist erstellt.

KKA

2. Gebäudestrategie 2.2. Entwick-

lungsziele

Entwicklungsziele für die Planungsräume 

sind festlegt.

KKA

6. Bescha�ung 1.1. Bilanzierung Eine THG-Bilanzierung im Handlungsfeld 

Bescha�ung ist erstellt und wird fortge-

schrieben.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

6. Bescha�ung 1.4. Pilotprojekte Pilotprojekte zur nachhaltigen Bescha�ung 

wurden fachlich begleitet, dokumentiert, 

aufbereitet, kommuniziert und werden 

fortgeschrieben.

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

7. Kirchenland 2.1. Beratung Für Flächeneigentümer:innen wird eine Be-

ratung angeboten. Best-Practice-Beispiele 

werden gesammelt und kommuniziert (vgl. 

8.2.3.). 

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

7. Kirchenland 3.1. Projektunter-

stützung

Es werden Projekte in den zuvor als priori-

tär festgestellten Räumen und Handlungs-

bereichen unterstützt. 

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

7. Kirchenland 4.3. Windenergie- 

und Frei�ächen-

Solaranlagen

Empfehlungen sind ausgearbeitet und eine 

entsprechende Beratung wird angeboten.  

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz

1. Organisation 2.3. Energiemoni-

toring

Ein �ächendeckendes, automatisiertes 

Energiemonitoring der kirchlich ge-

nutzten Gebäude ist eingerichtet.�

Fachstelle / An-

sprechperson für 

Klimaschutz
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31.08.2 023 1 5 / 31
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